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Die Kriſe der polniſchen Minderheit. 


Mit gutem Grund hatten die Feindmächte in Verſailles darauf ver⸗ 
zichtet, Deutschland (außerhalb des oberſchleſiſchen Abstimmungs- 
gebietes) einen Minderheitenſchutzbertrag aufzuerlegen. Sie hätten Jich 
die Gelegenheit, den geſchlagenen Gegner auch noch auf minderheits- 
politiſchem Gebiete zu binden, ganz gewiß nicht entgehen fallen, wenn 


ſie die notwendige Vorausſetzung hierzu, nämlich eine nationale Minder⸗ 


heit, gefunden hätten. Daß die Majuren keinen Anſpruch auf eine 
nationale Sonderjtellung innerhalb des preußiſchen Staates und der 
deutschen Kulturgemeinſchaft erheben, haben ſie in der Abſtimmung 
von 7920 gezeigt. Und was es in Deutſchland an polnischen Minder- 
heitsorganifationen gibt, das geht, weil es auf zahlenmäßig ſchwache 
Splittergruppen ohne eigene, beſtändige Lebenskraft aufgebaut iſt, all- 
mählich der inneren Auflöſung entgegen. Sum mindeſten kann man 
Jagen, daß die polniſche Minderheit 3. O. eine ſchwere Kriſe 
durchmacht. Der organiſatoriſche Zerfall der polni- 
ſchen Minderheit hat ſeit Ende 1931 erhebliche Fortſchritte ge⸗ 
macht. Die Oppojition gegen das „Suſtem Kaczmarek“, die in Berlin 
vom „Glos Poljki ; Berlina“, in Oberſchleſien von der Korfantygruppe 
in Nheinland-Weſtfalen vom „Verband für gegenjeitige Hilfe“ und im 
Marienburger Bezirk vom „Polniſch-preu⸗ 


ßiſchen Bund“ getragen wird, hat die Zen- 
tralſtellung des Polenbundes bereits in 
weitgehendem Maße erſchüttert, ohne jedoch, 
wie es zweifellos in ihrer Abſicht gelegen 
bat, der Jog. polniſchen Volksgeſamtheit 
in Deutſchland neue, aufbauende Kraft zu⸗ 
führen zu können. Am deutlichſten iſt der 
Verfall der polniſchen Minderheit 
während der letzten Monate auf politi- 
chem Gebiet in Erſcheinung getreten. 
Bel den preußiſchen Landtagswahlen vom 
April und noch mehr bei der Reichstags- 
wahlen vom Juli dieſes Jahres hat die 
Polniſch-katholiſche Volkspartei unerwartet 
ſchwere Niederlagen erlitten. Von den 
72009 Stimmen, die fie im Jahre 1928 er- 
zielt halte, find nur noch 57 odo bzw. 33 08. 
Stimmen übrig geblieben. Dieſer Rück- 
gang iſt um ſo bemerkenswerter, als der 
polniſchen Minderheit ſeit dem FIukraft- 
treten der preußischen Minderheitsſchul— 
verordnung vom Dezember 1928 auf kultu- 
rellem Gebiet alle Entfaltungsmöglich keiten 
gegeben ind, die eine Stärkung und Sejti= 
gung auch auf politiſchem Gebiet gewähr- 
leiſten Jollten. Bei aller begründeten Kritik, 
die an ihr geübt werden muß, hat die Schul- 


die etwa 1500 Kinder, die die Polen ſeit Anfang 1929 bis heute für ihre 
Schulen gewonnen haben, ſind — gemeſſen an der ungehemmten Wer- 
bung, die ſie entfalten konnten und entfaltet haben — doch ein recht 
klägliches Ergebnis. Wie ſoll ein Unbefangener dem Gerede von 
den 1% Millionen Polen in Preußen noch Glauben ſchenken, wenn es 
die Minderheit ſelbſt in den Gegenden, die angeblich von einer pol 
niſchen Mehrheit bewohnt ſind, nicht fertiggebracht hat, ein quanti- 
tativ und qualitativ beachtliches Schuljyftem zu errichten? Jeder ver- 
nünftige Menſch kann aus dieſem Ergebnis einer mehrjährigen intenjiven 
Werbeorbeit für die polniſche Schule nur die Folgerung ziehen, daß 
das Polentum in Preußen eine verhältnismäßig bedeutungsloſe An- 
gelegenheit iſt und daß die Seindmächte ganz recht hatten, als ſie Jeiner- 
zeit darauf verzichteten, Deutſchland außerhalb Oberſchleſiens einen 
Minderheitenſchutzbertrag aufzuerlegen. Die Schulmöglich kei- 
ten der Minderheit ſcheinen heute im wesentlichen 
erſchöpft. Noch mehr: Sin erheblicher Teil der bereits 
beſtehenden Schulen hat ſich als lebensunfähig er- 
wieſen. In den meiſten Minderheitsſchulen geht die 
Zahl der Schüler zurück: In Honigfelde (Bezirk Aiarien⸗ 

5 werder) z. B. iſt die Schülerzahl von 90 
auf 40 geſunken. Man hat den Eindruck, 
daß die Führer der polniſchen Minderheit 
ihre Schulen nur noch deshalb aufrecht- 
erhalten, weil Jie ſich ſcheuen, den Fehl- 
ſchlag ihrer Bemühungen einzugeſtehen, 
und daß ſie nur auf eine Gelegenheit war— 
ten, fich „mit Anſtand“ aus diejer 
kojtjpieligen Affäre zu ziehen. 
Denn auch der verbiſſenſte Aktiviſt im pol- 
niſchen Minderheitslager kann ſich auf die 
Dauer nicht der Einſicht verſchließen, daß 
es ſich nicht lohnt, mit großem Aufwand 
Schulen von zweifelhaftem Wert zu er- 
halten. Die Führer der polnischen Min. 
derheit mögen ſeinerzeit, als ſie ihr na— 
tionales Schulwesen aufzurichten begannen, 
von der Annahme ausgegangen zu ſein, daß 
das deutſche Grenzgebiet polniſcher Volks- 
und Kulturboden ſei, der mit Leichtigkeit 
vom „deutſchen Firnis“ befreit werden 
könne. Wenn fie damals wirklich au dieſe 
ihre eigene Propagandatheſe geglaubt haben 
Joiiten, dann haben ſie in den 3½ J 
ihrer Schulpolitik auf Grund dar 
ſchen Verordnung genügend Gelegenheit ge- 
habt, ſich von ihrem Irrtum zu überzeugen. 
Schließlich ſteht es mit der polniſchen Min- 
derheit auch in wirlſchaftlicher Hinſicht nicht 


verordnung (wenn man Jo will) doch auch ihr 
Gutes gehabt: Sie hat die kulturelle 
Belanglofigkeit der poluiſchen 
Minderheit in Preußen bewieſen. Denn 


Proj. Dr. Kaemmerer. 
(Text ſiehe Seite 504.) 


zum Beſten, ſeitdem infolge der durch- 
greifenden Sparmaßnahmen die gewohnten 
Suſchüſſe aus Polen ausbleiben. Auch 


Der „Gfideulſche Heimatkalender“ für 1933 iſt erſchienen! 


(Beſtellt ihn ſofort, Veſtellzettel Seite 597.) 
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iſt die Wirtſchaftskriſe in Deutſchland naturgemäß auch an den 
Angehörigen der Minderheit und ihren Sinanzinſtituten, den Volks- 
banken und Rolniks, nicht ſpurlos vorübergegangen. Die noch vor 
einigen Monaten hoffnungsfreudig angekündigten Beſtrebungen zur 
Schaffung eines jentralen Bankinſtitutes der polniſchen Minderheit 
find ojjenbar im Sande verlaufen. Die polniſche Volksbank in Beuthen 
iſt in Schwierigkeiten geraten. Die Mafurifche Volksbank in Ortels- 
burg iſt zwar nach der „Polſka Zachodnia“ nicht in Konkurs gegangen, 
Sondern hat ſich mit der Volksbank in Allenftein, die gleichfalls nicht 
mehr ganz ſicher zu ſein Icheint, fufioniert; doch pflegen folche Sujionen 
recht häufig nur das Mittel zur Abwendung des ſonſt unvermeidlichen 
finanziellen Juſammenbruches zu fein. IH 

Je mehr ſich die polnifchen Minderheitsführer der Schwäche ihrer 
Poſition bewußt werden, um Jo ſtärker wird ihr Bedürfnis; von 
Jib reden ju machen. Sie treten bei den kommenden Reich s⸗ 
tagswahlen wieder mit einer eigenen Lite auf, aber nicht deshalb, 
weil ſie vielleicht die Hoffnung haben, auf dieſem Wege ihre drei 
Hauptziele, das polniſche Bistum Oppeln, das polniſche Symnaſium in 
Beuthen und die polniſche geiftliche Akademie in Oberſchleſien, er- 
reichen zu können, ſondern weil fie befürchten, daß ihnen nach den 
Niederlagen vom April und Juli dieſes Jahres eine Nichtbeteiligung 
an dem neuen Wahlgang als ein Eingeſtändnis mangelnder Exiſtenz⸗ 
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gebliche Mängel der preußischen Minderheitenpolitik an das Forum 
des Völkerbundes zu wenden. Sie haben ſich in dieſen Eingaben be⸗ 
zeichnenderweiſe nicht auf die Darſtellung angeblicher deutſcher Ver⸗ 
ſtöße gegen das im oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet geltende Genfer 
Abkommen beſchränkt, Jondern ſich auch über allerlei belangloſe und 
längſt beigelegte „Swifchenfälle“ beschwert, die ſich außerhalb des Gel⸗ 
e Dale: Abkommens ereignet haben und die, da Deutſch⸗ 
land keinem inderheitenſchutzvertrag unterliegt, den Völkerbund 
gar nichts angehen. Dabei muß folgendes jeſtgeſtellt werden: Es 
hat in den letzten 3% Jahren kaum einen Minder- 
heitenfkandal“ in Preußen gegeben, der nicht in 
direktem Suſammenhang mit dem durch die preußi⸗ 
Ihe Minderheitenſchul- Verordnung ermöglichten 
polniſchen Schulweſen ſteht. Der „Fall Oslawdamerau“, 
bei dem die Polen aus einem Propagandamarſch des „Stahlhelm“ einen 
„Aberfall auf ein polniſches Kinderfeſt“ konftruierten, der „Fall Jed⸗ 
wabno“, bei dem ſich maſuriſche Bauern gegen die Methoden der 
polniſchen Schulagenten auflehnten, der „Sall Nikolaiken“, bei dem 
polnische Hetzer ihre eigene Schule verwüsteten und dann behaupteten, 
deutſche Stoßtrupps ſeien die Täter geweſen, und manche ähnliche 
„Sälle“, mit denen die polniſche Preſſe jetzt ihre hetzeriſche Propa⸗ 
ganda beftreitet, wären nicht geſchehen, wenn die frühere preußiſche 
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ruf des polniſchen Zentralwahlausſchuſſes vom 2. Oktober: „Wir mülſen 
vor der ganzen Welt bekunden, daß wir da ſind . ... Dieſer Wunſch, 
zu zeigen, daß „ſie da ſind“, hat die Führer der polniſchen Minderheit 
auch dazu veranlaßt, ſich mit einer Neihe von Beſchwerden über an- 


nigigkeit die Möglichkeit gegeben hätte, durch ein Schulſuſtem, das 
materiell und perfonell eine künſtliche Schöpfung darſtellt, Unfrieden 


und irredentiſtiſche Propaganda in die preußischen Oſtkreiſe zu 
tragen. Dr. K. 


Vorerſt kein polniſches Gymnaſium in Beuthen. 


Anfang Oktober ſollte in Beuthen ein polniſches Privat- 
gumnaſium eröffnet werden. Zu diefem Swecke ift das Gebäude 
des „Katolik“, des im vorigen Jahre eingegangenen Beuthener Polen- 
blattes, umgebaut worden; daneben haben die Polen zunächſt für fünf 
Jahre eine Villa gepachtet, die als Internat für die auswärtigen 
Schüler und als Wohnſtätte für die ſämtlich aus Polen heran- 
gezogenen Profeſſoren dienen Joll. Am 5. Oktober iſt dem Polenbund 
jedoch von der zuſtändigen preußiſchen Stelle mitgeteilt worden, daß 
die Eröffnung des Gumnaſiums vorerſt nicht mög⸗ 
lich iſt, da die nach der Genfer Konvention notwendigen Voraus- 
jetzungen noch nicht vorliegen. Der Landesverband Schleſien des Polen- 
bundes hat daraufhin an den Generalsekretär des Völkerbundes eine 
telegraphiſche Beschwerde gerichtet, in der es heißt: „Die pol- 
niſche Minderheit in Oeutſchoberſchleſien ift darangegangen, ein pol- 
niſches Privatgumnaſium im Einklang mit Artikel 97 der Genfer Kon 
vention zu organiſieren. Es ſind alle Arbeiten durchgeführt worden, 
die zur Eröffnung des Gymnajiums Anfang Oktober notwendig waren. 
Das Gebäude wurde den Anforderungen der deutſchen Behörden an- 
gepaßt, das Lehrprogramm und eine vollſtändige Liſte des Lehrkörpers 
find den Behörden vorgelegt worden. 


Mit dem Gymnaſium in Beuthen möchte die polniſche Minderheit 
ihrem in den letzten Jahren errichteten Elementar-Schulſuſtem eine 
Oberſtufe zufügen. Merkwürdig mutet es dabei an, daß fie die Eröffnung 
dieſes Gymnaliums gerade in einer Zeit betreibt, in der der Volks— 
Ichulunterbau bereits wieder zu zerfallen beginnt. Nicht anders als bei 
den Volksſchulen, kann es ſich bei dem Beuthener Sumnaſium nur um 
eine künſtliche Schöpfung handeln, die mehr politifch- 
propagandiſtiſchen Swecken dient, als ein wirklich vorhandenes Be— 
dürfnis befriedigt. Man Jollte meinen, daß die polniſche Minderheit 
alles daranſetzt, dieſes ihr einziges Gymnajium zu einer vorbildlichen 
Bildungsstätte für die polniſche Jugend in Deutfchland auszubauen, 
und daß fie daher beſondere Sorgfalt auf die Auswahl der dort 
anzuſtellenden Lehrkräfte verwendet. Das ſcheint jedoch nicht der Fall 
zu ſein: Als Direktor des Gypmnafiums ift nämlich ein Mann 
in Ausſicht genommen, der nur in einem einzigen Fache, nämlich in 
Geographie, die Lehrbefähigung beſitzt und ſomit nach deutſchen Vor- 
ſtellungen, keineswegs zur Leitung eines Gymnafiums humaniſti- 
chen Cups geeignet erſcheint. Weiter iſt zur Erteilung des 
Deutſchunterrichts am polniſchen Gymnafium ein Mann vor⸗ 
geſehen, der, wie die „Oſtdeutſche Morgenpost“ erfährt, vor der 
Poſener Prüfungskommiſſion ausgerechnet in Deutſch die Note 
„Ungenügend“ erhalten hat. Es ſieht faſt jo aus, als ob die Schüler 
des geplanten polniſchen Humnaſiums die deutſche Sprache beſſer be⸗ 
herrſchten als der Lehrer, der fie ihnen beibringen foll. Sicher iſt jeden⸗ 
falls, daß ein Teil der in Frage kommenden Schüler beffer deutſch als 
polniſch Ipricht. 

Der polniſche Schulverein hatte den Antrag auf Eröffnung des 
Sumnaſiums bei der Oppelner Regierung am 1. Auguſt d. 3. geſtellt. 
Nach den trüben Erfahrungen, die Deutschland mit den aus Polen 
importierten nationalpolniſchen Lehrkräften in politiſcher Hinſicht ge⸗ 
macht hat, ſehen ſich die Behörden natürlich gezwungen, vor Erteilung 
der Konzeſſion gewiſſenhaft zu prüfen, ob dieſe Lehrkräfte die Gewähr 
einer loyalen Berufsausübung bieten. Ebenſo find die vorgeſehenen 
Lehrbücher daraufhin zu prüfen, ob fie nichts Deutſchland Schädigendes 


oder Herabſetzendes enthalten. Unter dieſen Umſtänden iſt mit der 
Eröffnung des Sumnafiums nicht vor dem J. April 
nä chſten I ahres zu rechnen, zumal der polnifche Schulverein 
bisher noch nicht einmal den notwendigen Antrag auf baupolizeiliche 
Abnahme des umgebauten „Katolik“ Gebäudes geſtellt hat. Bei 
der Prüfung der polniſchen Anträge auf Eröffnung des Sumnaſiums 
wird u. a. auch der Artikel 14 des Schlußprotokolls zum Genfer 
Abkommen zu beachten fein. Dieſer Artikel fett feſt, daß die Be. 
ſtimmungen des Abkommens über das mittlere und höhere Schulweſen 
(Artikel 116—130) unter der Vorausſetzung der Gegenjeitig- 
keit vereinbart ſind. Deutſchland iſt alfo berechtigt, bei der Errichtung 
des Beuthener Polen-Sumnaſiums dieſelben Einſchränkungen zu 
machen, die Polen ſeinerſeits bei den entſprechenden Schulen der deut 
ſchen Minderheit in Oſtoberſchleſien für angebracht hält. Das ift . B. 
hinſichtlich der Lehrkräfte von Bedeutung: An den höheren 
Schulen der deutſchen Minderheit in Oftober- 
ſchleſien muß nach polnischer Beſtimmung der Leiter ein 
Staatspole Jein und dürfen die Sefinnungsfäher (Deutſch, 
Religion, Geſchichte und Geographie) nur von polniſchen 
Staats angehörigen gegeben werden. Dieſe polniſche Praxis 
auf das Beuthener Gymnajium übertragen, würde bedeuten, daß von 
den fünf für dieſes Gymnalium benannten Lehrern vier nicht in Frage 
kämen, weil fie nicht deutſche Staatsangehörige ſind. Einen Auſpruch 
auf Errichtung einer öffentlichen höheren Schule beſitzt die pol= 
niſche Minderheit nicht. Denn eine öffentliche höhere Schule mit der 
Alinderheitsſprache als Unterrichtsſprache iſt Deutſchland nach dem 
Artikel 118 der Genfer Konvention nur an den Orken, in denen eine 
höhere ſtaatliche bzw. kommunale Schule mit deutſcher Unterrichts- 
ſprache besteht, ju errichten verpflichtet, wenn ein von den Erziehungs- 
berechtigten von mindeſtens 300 Schülern unterstützter Antrag vorliegt. 
Dieſe Vorausſetzung iſt für die polnische Minderheit nicht gegeben. 
Es bleibt ihr alſo nur die Möglichkeit, eine private höhere Schule 
zu gründen, bei der die Behörden nicht das Necht haben, die Erteilung 
i von dem Nachweis eines Bedürfniſſes abhängig zu 
machen. 

In Artikel 98 wird dann weiter beſtimmt, daß die Behörden den Ve⸗ 
trieb einer Privatſchule oder Privaterziehungsanſtalt erlauben müſſen, 
wenn eine Reihe von Bedingungen erfüllt ſind, wenn nämlich erſtens die 
für die Sicherheit der Kinder geltenden (baulichen und moraliſchen) Vor- 
ſchriften erfüllt ſind, wenn zweitens die Lehrer die Lehrbefugnis in 
einem der beiden Staaten beſitzen, in dem betreffenden Staatsgebiet 
wohnen lohne daß ſie deſſen Staatsangehörigkeit zu beſitzen brauchen) 
und ihren Beruf nicht zu ſtaatsfeindlicher Tätigkeit mißbrauchen. Nach 
Artikel 101 darf der Beſuch einer polniſchen Privatſchule im deutſchen 
Abftimmungsgebiet den dort wohnenden polnischen Staatsangehörigen 
nicht verboten werden. Die Privatſchule kann alſo nicht nur von 
polniſchen Minderheit angehörigen, ſondern auch von polniſchen 
Staats angehörigen, die jedoch in Weſtoberſchleſien anſäſſig ſein 
müſſen, beſucht werden. Die Polen ſcheinen jedoch die Abſicht zu haben, 
auch Schüler, die nicht der Minderheit angehören, aus Oſtoberſchleſien 
zum Beſuch ihres Beuthener Gymnafiums heranzuziehen. 


* 
Keine polnischen Sachfengänger mehr. 

Wie der Präſident der Neichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung berichtet, konnten in dieſem Jahre ausländiſche 
Landarbeiter durch einheimiſche Arbeitskräfte erſetzt werden. Nach 
Mitteilung der Landesarbeitsämter beſteht noch heute ein Uberſchuß 
jowohl an einheimiſchen Landarbeitern als auch berufsfremden Arbeits- 
kräften, die für eine Arbeit in der Landwirtſchaft geeignet ſind. 
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nun 7707 y 


Der „Oftdeutihe Heimatkalender“ für 1933 


bringt in Wort und Bild intereſſantes lehrreiches Material über Land 
und Leute der Oſtmark; er klärt über die Geſchichte des Oftens und 
ſeine Bedeutung für unjer Vaterland in überzeugender Weiſe auf, 
beleuchtet die deutſche Kultur des Oftens und die Milfion des dortigen 
Deutſchtums. Er bietet außerdem oftmärkifchen Unterhaltungsſtoff in 
breiteſter Fülle. Als wirkſamſtes Werbemittel für den deutſchen Offen 


ift er in hervorragendem Maße geeignet. 
die Kulturabteilung des Deutſchen Oftbundes zu 
richten. (Pofiicheckkonto Berlin 104 726.) Preis für Nichtmitglieder 
nur 1,50 R., für Oſtbundmitglieder nur 1,20 RM., zuzüglich 15 Pf. 
Poſtgebühr. Die Ortsgruppen erhalten bei Sammelbeſtellungen erheb⸗ 
liche Preisermäßigung. 


1 find ſofort an 


Der Minderheitenſchutz vor dem Völkerbund. 


In der Politiſchen Kommiſſion der Völkerbundsverſammlung hat 
der deutſche Delegierte, Geſandter von Roſenberg, er- 
neut die Ausgeſtaltung des Minderheitenrechtsverfahrens gefordert, 
das ſich bisher in keiner Weiſe bewährt hat. Die Gründe für das 
Verſagen des Genfer Minderheitenſchutzes liegen nach den Aus- 
führungen des deutſchen Vertreters J. darin, daß die beſchwerde⸗ 
führende Minderheit nicht ſelbſt gehört wird; 
2. in der Schwerfälligkeit des Geſchäftsganges und 3. in der 
durch ein Verlangen der beklagten Regierung leicht herbeizuführenden 
Auslchaltung der öffentlichkeit. Der deutſche Delegierte 
letzte ſich für die Berufung eines Ständigen Minder⸗ 
heitenausſchu 7 e s ein, deſſen Mitglieder aus Staaten genommen 
werden ſollen, die nicht an der Minderheitenfrage unmittelbar inter⸗ 
eſſiert find. Die einzige Folge des deutſchen Vorſtoßes war ein Be⸗ 
richt, in dem der Delegierte Uruguays als Berichterſtatter die von 
den verſchiedenen Staaten vorgebrachten Anregungen jur Ausgeſtaltung 
des Minderheitenſchutzes zuſammenfaßte. Beſonders hervorzuheben ift, 
daß der Bericht die Schaffung eines ſtändigen Minder⸗ 
heitenausſchuſſes beim Völkerbund von der vor- 
herigen Ausdehnung des Minderheitenſchutzes auf 
alle Minderheiten abhängig macht. Man kann ſchwer 
verſtehen, warum der deutſche Delegierte dieſem Paſſus jugeſtimmt 
hat. Es iſt nämlich eine alte Forderung der Polen, daß die 
Minderheitenſchutzverpflichtungen, die ihnen von den 
Weſtmächten auf Grund des Art. 93 des "Berfailler Diktates 
durch den Minderheitenſchutzbertrag vom 28. Juni 1919 auf- 
erlegt worden ſind, auch auf Deutſchland ausge- 
dehnt werden. Sie vertreten dabei, wie das erſt kürzlich 
wieder Stanislaus Stronfki im „Kurjer Poznanfki“ 
getan hat, die Cheſe, daß Deutjchland ſich in ſeiner am 29. Mai 1919 
an die Diktatskonferenz gerichtelen Note verpflichtet habe, bei ſich 


den Minderheiten dieſelbe Sicherheit zu gewähren, die der deutſchen 
Minderheit in Polen gewährt würde. Von einer ſolchen Verpflich- 
tung iſt gar keine Rede. Denn die Note, auf die ſich Stronjki be- 
nieht, enthielt die deutſchen Gegenvorschläge zu den Friedensbedin⸗ 
gungen der Gegner; fie iſt kein formgerechtes Vertragsangebot von 
deutſcher Seite geweſen. Wenn Stronjki behauptet, daß die in dieſer 
Note enthaltene Bereitſchaftserklärung Deutſchlands, „die fremd⸗ 
ftämmigen Minderheiten auf ſeinem Gebiete nach den gleichen Grund- 
ſätzen zu behandeln“, eine bindende deutche Verpflichtung darſtelle, 
dann müßte er auch zugeben, daß die zahlloſen anderen Vorſchläge, 
die Deutſchland in dieſer ſelben Note gemacht hat, gleichfalls bindendes 
Recht ſind, daß alſo 3. B. auch die in dieſer Note geforderte Volks- 
abſtimmung für alle abzutretenden Gebiete und die deutſche 
Weigerung, die. Provinz Weſtpreußen und die nördlichen und weſt- 
lichen Kreiſe der Provinz Poſen aus ſeinem Staatsverband zu ent- 
laffen, eine vertragliche Bindung darſtellen. Will Stronfki aus ſeiner 
Theſe etwa eine derartige Folgerung ziehen? Es bleibt alſo dabei, 
daß Oeutſchland hinſichtlich des Schutzes der nationalen Winderheiten 
feines Gebietes keinerlei Verpflichtungen auferlegt worden find. Ledig 
lich im Bereich des oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebietes gelten bis 
937 die Minderheitenſchutzbeſtimmungen des Genfer Abkommens von 
1922. Was Deutſchland bzw. Preußen außerhalb dieſes Gebietes an 
Maßnahmen zur Förderung und zum Schutze der Minderheiten durch- 
geführt hat, iſt freiwillig geſchehen, und keine internationale 
Inſtan; hat das Recht, gegen einen etwaigen Abbau dieſer Maßnahmen, 
der ſich als notwendig und ratſam erweiſen ſollte, Beſchwerde zu 
führen. Bei dieſer Sachlage kann man die Zuftimmung des deutjchen 
Negierungsvertreters zu dem Bericht, der die Ausdehnung des inter- 
nationalen Schutzes der Minderheiten auf alle Staaten anregt, nur 
als eine Verſchlechterung der deutſchen Polition in 
der Minderheitenfrage bezeichnen. 


Die deutſche Schulnot in Polen. 


Die „Deutſche Rundschau“ in Bromberg veröffentlichte am 4. Ok- 
tober einen Artikel über die Serſtörung des deutſchen 
Schulweſens in Pommerellen, in dem ſie einen zufammen- 
faſſenden Überblick über die neueſten polniſchen Maßnahmen gegen die 
deutſchen Schulen in Dirſchau, Konitz, Mewe und Graudenz gab. Dem 
Bericht entnehmen wir folgende Einzelheiten: 


Am 29. September wurde dem Deutſchen Schulverein in Dirſchau 
ein Beſchluß des Kuratoriums vom 19. September mitgeteilt, in dem 
die Erteilung einer Genehmigung für die Errib- 
tung einer privaten deutſchen Volksſchule in den 
Näumen des liquidierten deutſchen Progpmnaſiums mit der Begrün- 
dung verweigert wurde, daß dieſe Räume für den e 
nicht genügen. Zu der Geſchichte der Dirſchauer Schul 
tragodie iſt folgendes zu bemerken: Am Beginn des Jahres 1931 
gab der bisherige Leiter und Konzeſſionsinhaber des deutſchen Pro- 
gumnaſiums ſeinen Rücktritt bekannt. Sein Nachfolger, der ſofort be- 
ſtellt wurde, reichte umgehend einen Konzeſſionsantrag ein, der erſt 
kur; vor Beginn des neuen Schuljahres (September 1931) mit der 
Begründung abgelehnt wurde, daß die Räume des Gymnafiums nicht 

ausreichend ſeien, obwohl der Dirſchauer Schulverein mit großen 
Koſten allen baulichen Forderungen, die vorher geſtellt worden waren, 
entſprochen und überdies den Plan zu einem Schulneubau vorgelegt 
hatte. Dieſer Plan iſt jetzt am 3. Oktober abgelehnt worden mit der 
Begründung, daß — die Klaſſenräume nicht groß genug bemeſſen ſeien. 
Das Dirſchauer Progumnaſium wurde am 2. September 1931 ge- 
ſchloſſen. Seitdem ſind Lie 142 Schüler der Anſtalt ohne geregelten 
Schulunterricht. Alle Beschwerden blieben erfolglos. Nunmehr ijt auch, 
wie erwähnt, der Anfang Sebruar 1932 eingereichte Antrag auf Er⸗ 
richtung einer ſiebenklaſſigen deutſchen Volksschule der Ablehnung 
verfallen. Die Begründung diefer Ablehnung, daß nämlich die Räume 
„nicht ausreichend“ ſeien, erfährt eine eigenartige Beleuchtung durch 
die Calſache, daß der Dirſchauer Magiſtrat die gleichen Näume, 
die für die deutſche Schule nicht mehr geeignet ſein follen, einer 
polniſchen Handels ſchule überwielen hat, wobei man 
auf polniſcher Seite anſcheinend keine Furcht hatte, daß dieſelben bau⸗ 
lichen Bedenken vom Kuratorium auch gegen eine polnische Schule ins 
Treffen geführt werden könnten. 

Auch in Konitz gab es — ebenſo wie in Dirſchau — ein deut- 
ſches Progumnaſium, das heute nicht mehr beſteht. Als am 23. Mär; 
1932 der langjährige Rektor und Konzeſſionsinhaber dieſer Schule 
geſtorben war, reichle der vom Deutſchen Schulverein in Konitz er⸗ 
nannte Nachfolger einen Konzeſſiensantrag ein, der bisher noch 
nicht erledigt wurde. Die Schule, die no ch 163 Schüler 


zählt, wurde geſchloſſen, trotzdem der Schulverein frei- 
willig einen Erweiterungsbau ne hatte. Die einſtweilige 
Weiterführung der Schule wurde mit der Be- 
gründung verjagt, daß das Geſetz keine Handhabe 
dafür biete. 

In Me we hat die deutsche Minderheit im letzten Jahre ein neues 
Schulgebäude errichtet, das aber nicht benutzt 
werden darf trotzdem es allen Anforderungen 
genügt. Das Kuratesum lehnt nämlich die Eröffnung der Schule 
ab, ſolange kein Schulhaus beſteht, und die Verwaltungs 
behörde wiederum verſagt dem in jeder Hinficht 
einwandfreien Gebäude die Anerkennung als 
Schulhaus, ſolange die Schule noch nicht geneh- 
migt wurde 

In Chorn ſind die Schulgebäude nicht ideal. Das gilt übrigens 
nicht allein für die deutſchen, ſondern auch für die polniſchen Schulen. 
Aber die polniſchen Schulen haben wenigſtens polniſche Lehrer, wäh- 
rend die deutſchen Erzieher der deutſchen Schulen ſuſtematiſch ent- 
laſſen werden. Das ſtaatliche deutſche GSumuafium in 
Thorn, das einzige in feiner Art in Pommerellen, das aus ſtaat- 
lichen Mitteln unterhalten wird, hat mit Beginn des Schul- 
jahres drei deutſche Lehrer, darunter den Direk- 
tor, durch Entlaffung verloren. Von elf Lehrkräften 
unterrichten jetzt nur noch vier deulſche Lehrer an dieſer Anſtalt, deren 
Exiſtenz man von polniſcher Seite in Thorn oft und gern als de- 
ſonderen Tolerauzbeweis hinzuſtellen beliebte. 

Und nun zu Graudenz. Hier ſteht die herrlich aufgebaute 
Soethe⸗ Schule, die ihresgleichen nach amtlichem polniſchen 
Seugnis in Polen kaum haben dürfte. Sie war die einzige private 
deutſche Schule Poſens und Pommerellens, der man das e 
recht zugebilligt hatte, die einzige deutſche Mittelſchule alſo im ehemals 
preußiſchen Teilgebiet. die hinſichtlich der Prüfungen wirklich gleich- 
berechligt war. (Die Abiturienten der anderen Anſtalten müflen ſich der 
erſchwerten Extraner-Prüfung unterziehen.) Kaum ſind die warmen 
und ehrfurchtsvollen Pankesworte verklungen, die man dem Staat 
für dieſe hohe Sunſt der Gleichberechtigung bei Einweihung der 
Goethe-Schule ausgejprochen hat, da wird dieſer das Öffent- 
ch keltsrecht wieder entzogen, ohne daß ſich vorher 
Schulleitung und Schulverein gegen den Vorwurf verteidigen könnten, 
daß fie Einflüſſen von „dritter Seite“, gemeint it natürlich Deutſch- 
land, zugänglich geweſen ſeien! 

Wir ODeutſchen haben den Schaden, fo ſchließt die „Deutſche Nund— 
Schau“, aber das polnische Volk hat keinen Nutzen davon. 
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Danzig in Not. 


Was koſtet Sdingen? 

Die polniſche Regierung hat kürzlich mit dem belgiſch-franzöſiſchen 
Baukonfortium, das ſeit 1924 den Hafen von Gdingen mit Hilfe der 
dänischen Baufirma Höfgaard u. Schoultz baut, den dritten, jtreug 
genommen ſogar den vierten Bauvertrag geſchloſſen, mit dem der Bau 
von Sdingen feinen Abschluß finden joll. Der erſte Bauvertrag wurde 
am 4. Juli 1924 abgefchlojlen, der Bau begann etwa Ende Auguft 
1924, Jo daß jetzt gerade eine Bauzeit von etwa acht Jahren beendet 
iſt. Es Jolgte ſchon 1928 ein Zufaßvertrag für den Bau eines Jüd- 
lichen Hafenteils, dann 1929 ein weiterer über den zweiten Bau- 
abſchnitt für den Bau des önduſtriekanals und des zweiten inneren 
Hafenbeckens und ſchließlich jetzt der dritte Bauabſchnitt für einen 
Betrag von 27 Mill. Sl., der die Herſtellung einer großen Schutzmole 
und den weiteren Ausbau des inneren Hafens mit Sertigftellung des 
Freihafens vorſieht. Der erſte Bauabſchnitt ift 1931 be⸗ 

endet worden, der zweite wird im nächſten Jahr und 
der letzte 1935 beendet ſein, ſo daß ſich eine Bau- 
jeit von insgeſamt elf Jahren ergeben würde, wäh- 
rend die geſamten Baukoſten nur für die Hafenbauten 
lich auf 165 Mill. Sl. oder über 80 Mill. AM. be⸗ 
laufen werden. Dabei ſind aber die geſamten Koſten für die 
Bauanlagen, die auch noch ungefähr 50 Mill. Sl. betragen, die Koſten 
jür das Kühlhaus, für die Speicher und Kräne mit mindeftens 35 Mill. 
Slot, ein Teil der Koften für kleinere Einzelanlagen im Hafen, die 
Koſten für das Auswandererlager, für die ſtaatlichen Schlepper und 
manches andere nicht mitgerechnet. Auch an privaten Bauten nur für 
den Hafenverkehr (zwei Privatſpeicher) lind etwa 10 Mill. Sl. auf- 
gewendet worden. Nechnet man dieſes alles zuſammen, Jo ergibt ſich 
eine Heſamtſumme von etwa 390 Mill. Sl. Zu den Koſten 
jür Gdingen muß man aber auch noch die Baukoften für die 
Eifenbabnlinie Oberſchleſien— dingen hinzurechnen, 
ſo daß man ſchon zu einer halben Milliarde Sl. kommt. Ob damit 
aber alle Koſten jür den Ausbau bis zum Schluß erſchöpft ſind, er- 
ſcheint mindeſtens fraglich. So will man jetzt noch wieder den 
Paſſagierbahnhof am Hafen bauen, man will einen bejonderen 
Holzhafon einrichten uſw., jo daß leicht noch 20 bis 30 Mill. Sl. 
hinzukommen. Schließlich muß man ſu Gdingen auch noch die polniſche 
Staatshandelsflotte rechnen, die bisher über Jod Mill. Sl. 
gekoſtet hat und dauernd Koſten verurjacht, da fie mit Verluſt arbeitet, 
während man bei Benutzung Jremder Schiffe diefes ganze Geld erſpart 
hätte. So ſtellt ſich der Verſuch mit Gdingen, der ja auf die Dauer 
doch kein Erfolg Jein kann, auf reichlich 650 Mill. Zl., die 
man reſtlos hätte erſparen können. Sür dieſe 659% Will. Sl., die nicht 
eine Blüte des Seehandels, wohl aber politiſchen Unfrieden und wirt- 
schaftliche Rückgänge gebracht haben, und von denen ein großer Teil 
für Hafenbauten, Majchinen und Schiffe an das Ausland gegangen 
iſt, hätte man den ganzen Weichſelausbau auch in zehn 
bis fünfzehn Jahren durchführen und damit Segen 
für das ganze Land ſchaffen können. Nennens⸗ 
werten Nutzen haben diefe 650 Mill. bisher nicht 
gebracht, denn Sdingen hat nur einen ſchon vor- 
handenen Handel auf teuere und ſchlechtere Wege 
abgeleitet, hat Danzig geſchädigt, aber Polen 
nichts genützt. 


Die Entwicklung des Danziger Süterumſchlags. 
Daß in der Nachkriegszeit der Hafenverkehr in Danzig gegen- 
über dem Jahre 1912 eine Zunahme erfahren hat, ijt unbeſtritten; 
allerdings iſt das Anwachſen des Danziger Seeverkehrs nicht mit einer 
entſyrechenden Entwicklung der Danziger Wirtſchaft identiſch, wie es 
die Polenpropaganda im Auslande Jo gern behauptet. Der weitaus 
größte Teil des in der Nachkriegszeit über den Danziger Hafen ge- 
gangenen Warenverkehrs iſt lediglich Durchgangs verkehr 
geweſen, der ſich unter Ausfchaltung des Danziger 
Importeurs oder Exporteurs vollſogen hat. Allein die 
Seſtſtellung, daß ſeit 1926, dem Jahre des Ausbruchs des englischen 
Bergarbeiterſtreiks, die Kohler das Volumen des Danziger ſeewärtigen 
Warenverkehrs beherrſcht, kennzeichnet den Weg, den der Danziger 
Hafen nach dem Kriege genommen hat. Von den im Jahre 1931. über 
den Danziger Hafen insgeſamt gegangenen 8,5 Mill. To. entfielen 
nichi weniger als 5,7 Mill. Co. auf die Ausfuhr von 
Kohle. Sieht man dieſes geringwertige Maſſengut von der Geſamt- 
umſchlagsmenge des Danziger Hafens ab, Jo läßt ſich feltjtellen, daß 
der Warenverkehr über den Danziger Hafen im 
Jahre 193 nur wenig größer geweſen ilt als im 
Durchſchnitt der letzten drei Vorkriegsjahre. Wäh- 
rend bisher durch das Anſteigen des Kohlenexports über Danzig 
mengenmäßig ein Ausgleich für den Rückgang des Umjchlags wertvoller 
Warengattungen im Danziger Hafen geſchaffen wurde, bedeutet 
die Cutwicklung des Danziger Hafens im J. Halbjahr 1932 auch in 
divfer Beziehung einen Wendepunkt. Durch die Entwertung des eng- 
liſchen Pfendes hat Polen einen weſentlichen Teil feines bisher nach 
den jkandinavijchen und den baltiſchen Märkten gegangenen Kohlen- 
expories verloren. In den erjten ſechs Monaten 1932 ift 
die ſeewärtige Kohlenausfuhr über Danzig um 
rund I, Mill Co. geringer geweſen als in der 
gleichen Seit des vergangenen Jahres. Unter dieſen 
Umſtänden iſt auf den bisherigen wertmäßigen Nückgang des Waren— 


verkebrs über Danzig nun auch ein beſorguiserregender Alickgang der 
Waxenmengen eingetreten. 

Es liegt auf der Hand, daß die Urſachen für dieſe Entwicklung des 
Danziger Hafens in erjter Linie in der Konkurrenz Gdingens 
gegen Danzig zu Juchen find. Die polnische Außenhandelspolitik läßt 
ohne weiteres erkennen, daß Polen gewillt iſt, mit allen ihm zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Mitteln den Hafen von Gdingen auch daun in den 
polniſchen Außenhandel einzuſchalten, wenn dieſe Einſchaltung zu einem 
Aderlaß für den Danziger Hafen führen muß. Nachdem während der 
letzten 4 Jahre der Anjtieg des Warenverkehrs über die Damig-pol- 
niſche Seegrenze ausſchließlich dem Hafen von Gdingen zugute ge- 
kommen ift, zeigt die polniſche Gdingen-Politik nunmehr die Tendenz, 
den Rückgang des Warenverkehrs über die Danzjig- 
polniſche Seegrenze ausſchließlich auf Koſten des 
Danziger Hafens gehen zu laſſen. Die beigefügten ſtatiſtiſchen. 
Mranken Hihi etre Mel Nik, Nylons. A-, ob.. 

Danziger Hafen ohne weiteres erkennen. 


Der ſeewärtige Warenverkehr Danzigs in Co. 
Einfubr Ausfuhr zuſammen 

1. Halbjahr 1930 314 925,9 3347 324,6 3862 250,5 
J. Halbjahr 1931 349 868,9 3530 851,0 3 886 719,9 
J. Halbjahr 1932 183 394,0 2 323 945,6 2 507 339,6 
Der ſeewärtige Warenverkehr Gdingens in Co. 
. Cinſuhr Ausfuhr juſammen 

1. Halbjahr 1939 202 365 404 454 1606 817 
1. Halbjahr 1951 273 607 2022 169 2295 776 
J. Halbjahr 1932 121 038 2 058 960 2 179 908 


Der Anteil der Häfen Danzig und Sdingen am geſamten über die 
Danzig⸗polniſche Seegrenze gegangenen Warenverkehr 


F Danzig dingen 

1. Halbjahr 1930 70, v. H. 29,4 v. H. 
1. Halbjahr 1931 62,0 „ 371 „ 
1. Halbjahr 1932 5 5 36, „ 


Danzig bedeutet für den 


Dieſe Konkurrenz Sdingens gegen 
5 da Sdingen der 


Danziger Hafen eine um Jo größere Gefahr, 8 
Stcatsbafen Polens, Danzig jedoch ein nach 
privatwirtſchaftlichen Srundfätzen betriebener 
Hafen iſt. Während der Ausbau von Sdingen aus Mittelu des 
polniſchen Staatshaushalts finanziert worden iſt, hat die Verwaltung 
des Danziger Hafens die Erhöhung ſeiner Leiſtungsfähigkeit durch 
Mittel erzielt, die auf dem Anleiheweg befchafft worden Jind. Im 
Laufe weniger Jahre ſind rund 30 Millionen Danziger Sulden in den 
Ausbau des Haſens von Danzig, bineingejteckt worden mit dem Cr⸗ 
gebnis, daß die Ausnutzung des Danziger Hafens infolge der Maß⸗ 
nahmen der polnischen: Regierung in erſchreckender Weiſe ge⸗ 
ringer wird. Während die Verwaltung des Danziger Hajens ſich an 
die ihr im Pariſer Vertrag vom 9. November 1920 auferleglen Ver- 
pflichtungen gehalten und den Danziger Hafen in dem Umſange aus- 
gebaut und verbeſſert hat, der den Erforderniſſen der ſeewärtigen 
Ein- und Ausfuhr Polens entſpricht, hat die polniſche Regierung ſich 
der ihr durch die Entſcheidung des Hohen Kommiſſars vom 15. Auguſt 
1921 auferlegten Pflicht zur vollen Ausnutzung des Danziger Hafens 
entzogen. Dieſe Pflichtverletzung iſt Polen im ai d. J. im Völker- 
bundrat grundſätzlich und im September d. J. von dem Sach- 
verſtändigenausſchuß des Völkerbundes im einzelnen nach 
gewieſen worden. 

Aan vergleiche mit diefer Entwicklung des Danziger Hafens, die 
ich in den erwähnten Sahlen ausdrückt, die Worte, mit denen am 
13. Sebruar 1920 der proviſoriſche Hohe Kommiſſar des Völker- 
bundes, Sir Reginald Tower, ſein Amt übernahm: Er verfprach, daß 
die Zukunft „einen neuen glorreichen Abſchnittein der 
Heſchichte Danzigs eröffnen werde und daß die alte und 
berühmte Stadt durch einen Aufſchwung des Handelsverkehrs in ihrem 
vortrefflichen Hafen ſich zu ungeahnter Größe entfalten werde. ...“ 
Und am 15. November 1920 ſchloß der Vertreter Towers, der eng⸗ 
liſche Oberſt Strutt, die Anſprache, mit der er die Sreie Stadt 
konſtituierte, mit folgenden Worten: „Und jetzt ſpreche ich als Soldat 
zu Soldaten, denn falt alle von Ihnen find Soldat geweſen, Soldaten 
der größten und bewunderungswürdigſten Armee, die die Welt jemals ge⸗ 
ſehen hat: Die Weit braucht Frieden. Möge“ Danzig und Polen dem 
öſtlichen Europa darin ein Beiſpiel fein. Beide Völker mögen glürk- 
lich und zufrieden nebeneinander leben, wachſen und gedeihen, durch 
gecenfeitiges Vertrauen und Freundſchaſt bei gegenſeitiger Unter- 
stützung.“ Wenn man heute, nach zwölf Jahren, ſolche Worte wieder 
einmal lieſt, dann klingen ſie — verglichen mit der Wirklichkeit — 
wie bitterer Hohn. Wo ijt „die glorreiche Zukunft“ geblieben, die 
Tower der Freien Stadt vorausgeſagt hat? Und was iſt aus der 
Freundschaft, dem Frieden und der gegenseitigen Unterſtützung ge= 
worden, zu der Strutt die beiden Parteien ermahnt hat? 


* 
Ein polniſches Verkehrsbüro in Prag. 

Am 1. Oktober it in Prag ein polniſches Verkehrsbüro eröffnet 
worden, das eine Vertretung der polniſchen Staatsbahn und des 
Hafens Gdingen darſtellt. Die Aufgabe des Büros iſt es, eine Pro- 
paganda zu entfalten, die den Tranlitverkehr von und nach der 
Cſchechoflowekei von den deutſchen Seehäfen ablenken und fie auf 
Sdingen überleiten helfen ſoll. 5 W 
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Die Gſtgrenzenfrage. 


Achtung, Oſtlocarnol 


In Lauſanne hat die Regierung von Papen ſeinerzeit eine noch 
recht umſtrittene „Löſung der CTributfrage“ erzielt. Man geht 
wohl mit der Annahme nicht fehl, daß zwiſchen der Zuſtimmung Frank- 
reichs zur Erjetung des bisherigen Tributſuſtems durch eine deutſche 
Abschlagszahlung und der merkwürdigen Surückhaltung der Reichs- 
regierung gegenüber den öſterreichiſchen Plänen der franzöſiſchen 
Diplomatie ein urſächlicher Suſammenhang beſteht. Seitdem ſich die 
deutſche Delegation in Lauſanne bei der Abstimmung über das öſter⸗ 
reichiſche Protokoll der Stimme enthalten hat, läßt die Neichsregie⸗ 
rung den notwendigen aktiven Widerstand gegen die völlige Unter⸗ 
werfung Deutjch-Öfterreichs unter das Diktat der Pariſer Machthaber 
vermiſſen. Von der hoffnungsfreudigen Initiative, mit der vor andert 
halb Jahren Schober und Curtius den großdeutſchen Gedanken an- 
gefaßt haben, ijt ſeit der Lauſanner Konferenz nichts mehr übrigge⸗ 
blieben. Es iſt wohl verfehlt, die Schuld an dieſem Verſagen der deut- 
ſchen Südoſtpolitik ausschließlich bei den Wiener Parteigängern Frank- 
reichs zu ſuchen. 

Daran muß man ſich erinnern, wenn man die franzöſiſche Haltung 
gegenüber dem Vorſtoß der Reichsregierung in der Nüſtungsfrage ver- 
jteben will. Was damals in Lauſanne, als von den Tributen die Rede 
war, hinſichtlich des Südoſtens erreicht worden iſt, das ſoll nach fran 
zöſiſchem Willen jetzt, bei der Behandlung der deutſchen Forderung 
nach wehrpolitiſcher Sleichberechtigung, auf den ganzen Often aus- 
gedehnt werden, d. h. Deutſchland foll gegen einige Su- 
geſtändniſſe auf wehrpolitiſchem Gebiet auf eine 
Garantie ſſeiner Oſtgrenzen feſtgelegt werden. Frank- 
reich iſt, wie es ſcheint, auf dem beſten Wege, mit einem neuen 
„Sicherheitsplan“ eine Sinheitsfront der Mächte gegen 
Deutſchland zuftande zu bringen. Dieſem „Sicherheitsplan“ liegt 
der Gedanke zugrunde, daß Deutſchland als Gegenleiſtung für die 
Begrenzung und Abſchaffung beſtimmter Angriffswaffen ſeitens Frank- 
reichs, unter anderem der önternationaliſierung der Sivilluftſchiffahrt 
und der Aufrechterhaltung der militäriſchen Beſtimmungen des Ver- 
Jailler Diktates zuftimmen und vor allem auf die Neviſion feiner Oſt- 
grenzen für die Dauer von 10 oder 20 Jahren verzichten Joll. Es be- 
ſteht die Gefahr, daß England, falls Frankreich wirklich einige 
Sugeltändniffe hinſichtlich ſeiner eigenen Abrüſtung machen Jollte, die 
Oſtlocarnowünſche ſeines Parijer Alliierten unterſtützen und daß auch 
Amerika Jeinen Einfluß im Sinne eines Oſtlocarno gegenüber der 
Reichsregierung ausüben würde. Wenn es tatfächlich zu einem Jolchen 
gemeinjamen Vorgehen der Mächte kommen follte, würde die deutſche 
Ostpolitik einem Drucke ausgeſetzt ſein, wie er in dieſer Stärke jeit 
Derjailles kaum mehr ausgeübt worden iſt. 


Polens Anſprüche auf deutſches Land. 


Unter der Überſchrift „Polniſche Unverfrorenheit“ gibt Dr. Harms 
Bremen in den „Bremer Nachr.“ (239) einige Beilpiele der polnischen 
Propaganda. 

Bekanntlich bringt das Oſtland-Inſtitut in Danzig fortlaufende 
Auszüge aus polniſchen Büchern, Zeitjchriften und Zeitungen. Sie 
follten viel mehr Beachtung finden als bisher! Die polniſche Pro- 
paganda arbeitet fieberhaft, ganz beſonders geſchickt im außerdeutſchen 
Europa und in US.-Amerika. Sie trägt keine Bedenken, die Ge⸗ 
jchichte zu fälſchen und die tatſächlichen Verhältniſſe der Gegenwart 
auf den Kopf zu Jtellen. Mit höhniſcher Überheblichkeit betrachtet 
Polen den deutſchen Often als Seinen Belit. Es geht 
für Deutſchland nicht nur um die Wiedergewinnung verlorener, ge— 
raubter Gebiete, ſondern heute ſchon um die Erhaltung Oſtpreußens 
und des Oſtens überhaupt. Denn die in den folgenden Sätzen ent- 
haltenen Gedanken find heute Allgemeingut des polniſchen Volkes, 
insbefondere aber der heranwachsenden Jugend. aA: . 

„Das heutige Pommerellen (ehemaliges Weſtpreußen) iſt faft rein 
polniſch. Zu ihm gehören noch Oftpommern, Danzig und große Teile 
Oſtpreußens. Die ſetzige Landesverteilung entſpricht nicht den natür- 
lichen ethnographiſchen Verhältniſſen.“ (N) 

„Die Welt muß darüber aufgeklärt werden, daß Polen 
nichts zurückzugeben hat, weil es niemand etwas abge- 
nommen hat. (2) Der Verſailler Vertrag hat nur teil- 
weiſe die Rechte Polens wiederhergeſtellt. Pom- 
merellen und Schleſien find Polens wichtigſte Wirt- 
Ichaftsbaſtionen (0, die es wegen Jeiner hiſtoriſchen und ethno- 
graphiſchen Berechtigung als auch wegen der wirtjchaftlichen Staats- 
räſon verteidigen muß.“ 

„Der Hafenbau in Gdingen bedeutet keineswegs eine 
Geringſchätzung des Danziger Hafens. Erſt jetzt, wenn die zwei 
Nachbarhäfen zur Konkurrenz verurteilt ſein werden, wenn der pol 
niſche Ex- und Importeur freie Wahl haben wird, beſitzen wir die 
Grundlagen für eine geſunde Entwicklung des polniſchen Seehandels.“ 

„Sowohl Oberſchleſien wie das kleine Stück Küſte ſind die Quelle 
der polniſchen Unabhängigkeit, die im 20. Jahrhundert das ganze pol⸗ 
niſche Volk mit den Waffen in der Hand — ohne KRückficht auf die 
Konsequenz eines neuen Weltbrandes — verteidigen wird.“ (N) 

„Das polniſche Pommern Coll heißen: den Korridor. Die 
„Oſtland“-Schriftltg.] wollen die Deutſchen nur wiederhaben, um eine 
unkontrollierbare, unmittelbare Verbindung mit Moskau herzuſtellen, 
d. h. mit ihren gegenwärtigen militäriſchen Bundesgenoſſen, auf 
deſſen Territorien Deutſchland die Vorbereitung des neuen 


Weltkrieges durchführt! Mithin iſt die Frage des polnischen 
Pommern nicht nur eine Angelegenheit Polens und Deutfchlands, 
ſondern ganz Europas, von der Friede oder Krieg abhängt.‘ 

„Oſtpreußen müßte die Lunge in dem Organismus des 
gegenwärtigen Polens ſein, nicht aber ein in den Körper Polens 
eingedrungener Splitter. () Denn Oſtpreußen iſt nach Herkunft und 
Charakter eine Kolonie auf fremdem Boden. Das jetzige polnische 
Volksgebiet in Oftpreußen nimmt noch immer 15 700 Quadratkilometer, 
d. h. etwa ein Drittel der Provinz ein. () Auf dieſem geſchloſſenen 
polniſchen Gebiet wohnen über 400 odo Polen. () Die deutſche Be- 
völkerung zieht ſich aus dieſer in fremde Lande eingebauten Kolonie, 
die ſich als verfehlter Poſten erwiefen hat (), zurück. Das Blut 
jenes kleinen und wilden, aber tapferen und die Freiheit kühn ver- 
teidigenden, durch die Schwerter der Ordensritter niedergemetzelten 
Stammes der alten Preußen kreijt in den Adern der heutigen Führer 
und nimmt an dem deutſchen Volke die gebührende Rache für feine 
hoffnungsloſen Niederlagen und die unvergeßliche Vernichtung. ()“ 

Solchen Unſinn können die Polen nur verzapfen, weil ſie nach be- 
kannter Methode die Maſuren einfach als Polen bezeichnen — ob= 
wohl ſie jeinerzeit bis auf den letzten Mann ſich für Deutſchland und 
nicht für den Anſchluß an Polen entſchieden haben. 

Dieſe wenigen Sätze mögen genügen. Sie Jollen bejonders der 
deutſchen Jugend klarmachen, daß ſie vor die ſchwere Aufgabe 
geftellt fein wird, einmal mit Gut und Blut alten deutſchen Boden 
verteidigen zu müſſen. Polniſcher Übermut wird Sie dazu 
zwingen! 

Der Weltfrieden — eine Gefahr für Polen! 

Ein polnischer Journaliſt namens Scherer hat vor kurzem eine 
Broſchüre veröffentlicht, in der er ſich über den Weltfrieden und den 
polniſchen Staat verbreitet. Auf Seite 19 ſchreibt er, daß die Lage in 
Europa Jo geſpannt ſei, 11 in jedem Augenblick eine Exploſion er- 
folgen könne. Dieſe geſpannte Lage Jibere dem pol 
niſchen Staat,einen Chrenplatz unter den Staaten 
Suropas wegen ſeines militäriſchen Wertes. Die 
Tatſache, daß in einem Kriege die polniſche Militärmacht eine große 
Nolle ſpielen könnte, ſei es, was manche andere Staaten veranlaſſe, 
dem polniſchen Staat eine gewiſſe Achtung entgegenzubringen. Was 
aber, jo fragt Scherer, werde geſchehen, wenn eine Entspannung der 
europäiſchen Lage eintrete? In dieſem Falle werde der militärische 
Wert Polens verblaſſen, und Polen müßte ſich dann ſeine internatio— 
nale Bedeutung auf irgendeinem anderen Gebiete ſichern, denn der 
wahre Frieden werde das Anſehen des polniſchen 
Staates erheblich vermindern, und es würde ſich die Frage 
ergeben, was Polen auf andern Gebieten zu leiſten vermag. Leider 
jeien die Ausſichten Polens, ſich auf ändern Gebieten durchzufetzen, 
jehr gering. Die deutſche Konkurrenz werde Polen nicht aushalten. 
Sobald Deutjchland ſeine militariſtiſchen Tendenzen ad acta gelegt 
habe (?), verliere Polen feine Stellung als Gendarm Europas. Am 
Schluß ſeiner Ausführungen jagt der Verfaſſer, daß der Frieden den 
polniſchen Staat nicht zugrunde richten werde, aber der Friede 
könnte Polen zu einer drittklaſſigen Macht in 
Europa her abdrücken. x 


Eupen⸗ Malmedy. 


Die belgiſche Regierung hat bekanntlich gegen den auf der Kre— 
felder Tagung der Landsmannſchaften aus Eupen-Maimedy zum Aus- 
druck gekommenen Grenzreviſionswillen in einer amtlichen Erklärung 
proteſtiert und ihre „feſte Entſchloſſenheit“, ſich auf keine Verhand— 
lungen in dieſer Grenzfrage einzulaſſen, betont. Daß trotzdem die 
Neviſionsfrage nicht ruht, beweiſt u. a. eine Meldung des Parijer 
„Journal, demzufolge die Deutſche Regierung einen offiziellen Vor- 
ſtoß in der deutſch-belgiſchen Grenzangelegenheit plane und eine ord- 
nungsgemäße Volksabſtimmung in den abgetretenen Gebieten zu ver- 
langen gedenke, da die Jeinerzeit durchgeführte öffentliche Liſten⸗ 
eintragung nicht als Abſtimmung im Sinne des Art. 34 des Verſfailler 
Diktates angeſehen werden könne. Wenn dieſe Meldung des „Jour- 
nal“ auch nicht den Tatſachen entspricht, ſo beweiſt ſie doch, daß nicht 
nur die Oſtgrenzen Deutjchlands, ſondern auch die Weſtgrenzen im 
Auslande nicht als etwas Endgültiges betrachtet werden. Wir find 
überzengt, daß Eupen und Malmedy einmal wieder 
ins Reich heimkehren werden. Die vlämiſche Bewegung 
hat in Belgien nach dem Kriege ſo gewaltige Fortſchritte gemacht, 
daß der Serfall des belgiſchen Staates nur noch eine 
Frage der Seit zu fein ſcheint. Die Polen ſollten an das Schickfal 
Belgiens denken! — 

Preußen wird nicht zerſchlagen. 

Neichskanzler von Papen hat ſich am 15. Oktober in einer Rede 
in München auch über die geplante Neichsreform ausgelaſſen. Dabei 
hat er betont, daß die Pläne der Reichsregierung dahin gehen, daß 
die Preußische Staatsregierung mit der Reichsregierung enger ver— 
bunden wird, daß aber die Selbſtändigkeit Preußens gewahrt und 
Preußen nicht zerſchlagen werden Joll. Die letztere Suſicherung wird 
mit Genugtuung aufgenommen werden, insbeſondere auch im deutſchen 
Oſten, die in der Serſchlagung Preußens ein Unglück für die Eut- 
wicklung des Oſtens und die Wahrung feiner lebenswichtigſten Inter— 
ellen erblicken müßte. 


et 
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Der Totengräber Gſtoberſchleſiens. 


Der bisherige Generaldirektor der Sürſtlich Pleß⸗ 
ſchen Bergwerksdirektion in Kattowiötz, Dr.-Ing. 
e. h. Arwed Piſtorius, iſt von ſeinem Poſten zurückgetreten, 
da ihm von polnischer Seite eine weitere Arbeit in der ojtober- 
ſchleſiſchen Snöujtrie, in der er ſeit 1907, alſo 25 Jahre lang, tätig 
geweſen iſt, unmöglich gemacht worden iſt. Sein Nachfolger in der 
Leitung der Pleß'ſchen Bergwerksdirektion, Oberbergwerks- 
direktor Dr. Everling, wurde Anfang Oktober ver- 
haftet. Die Gründe diejer Verhaftung ſind politiſcher Natur: 
Mit Rückficht auf die bevorstehende Behandlung der Klageſache des 
Fürſten Pleß gegen den polniſchen Staat vor dem Gerichtshof im 
Haag kommt es der Warfchauer Negierung offenbar darauf an, das 
Anſehen des Projeßgegners durch den — völlig unhaltbaren — Vor- 
wurf unlauterer Geſchäftsgebarung zu erſchüttern. Die Verdrängung 
des Seneraldirektors Piſtorius und die Verhaftung Dr. Everlings 
ſind nur neue Glieder in der endloſen Kette der Maßnahmen, durch 
die Polen den deutſchen Einfluß auf der oſtober⸗ 
ſchleliſchen Induſtrie zu ſchwächen beſtrebt iſt. Unter den 
durch die Teilung Oberſchleſiens an Polen gefallenen Unternehmungen 
waren es im weſentlichen nur diejenigen der alten Magnaten, wie 
der Pleß und der Donnersmarck, die ſich der polniſchen Überfremdung 
bisher mit einigem Erfolg zu widerſetzen vermochten. Dr. Gra- 
zunfki, der „Aufſtandswojewode“, hat ſich um die Entdeutſchung 
der oſtoberſchleſiſchen Industrie beſondere „Verdienſte“ erworben. Er 
scheint noch nicht begriffen zu haben, daß die Entdeutſchung in 
ihrem Enderfolg einer Vernichtung der Induſtrie, 
die ja ausſchließlich von deutſchen Kräften aufgebaut wurde, gleich ⸗ 
kommt. So wird er auch die Verdrängung des Generaldirektors 
Piſtorius als einen Erfolg ſeiner Poloniſierungsarbeit verbuchen. Wie 
erinnerlich, war Piſtorius vor einiger Zeit wegen „Beleidigung des 
Wojewoden“ zu zwei Wochen Gefängnis verurteilt 
worden; und das Oberſte Gericht in Warſchau hatte die Jonft übliche 
Umwandlung der Gefängnisſtrafe in eine Geldſtrafe verweigert und 
die Freiheitsstrafe des Kattowitzer Gerichtes bestätigt. Die „Be⸗ 
leidigung“ wurde darin erblickt, daß Piſtorius den Vertretern der 
Belegſchaften der ihm unterſtehenden Unternehmungen gegenüber die 
Zunahme der Feierſchichten und Entlaſſungen wahrheitsgemäß 
damit bgründet hatte, daß auf Anordnung von höchſter Stelle in der 


Woſewodſchaft den Pleß'ſchen Gruben keine öffentlichen Lieferungs⸗ 


aufträge mehr erteilt werden dürften. Zur Seit der Urteils- 
beſtätigung durch das Oberſte Gericht befand ſich Piſtorius in einer 
Breslauer Klinik, wo er ſich einer ſchweren Operation unterziehen 
mußte. Er wäre trotz der über ihn verhängten Gefängnisſtrafe wieder 
nach Polen zurückgekehrt, wenn nicht eine neue Anklage gegen 
ihn erhoben worden wäre. Sürft Pleß mußte nämlich zwei der Ver⸗ 
waltung des Generaldirektors Piſtorius unterſtellte Bergwerks- 
direktoren wegen Urkundenfälſchung und ſchwerer Unterſchlagung frift- 
los entlaſſen. Während einer von dieſen ins Ausland floh, beſtritt 


der andere, des ihm zur Laſt gelegten Verbrechens ſchuldig zu ſein, und 
behauptete (vielleicht auf Anſtiften polniſcher Stellen, die feine Be- 
drängnis ausnutzen wollten), große Geldjummen zur Bewirtung und 
Beſtechung polniſcher Beamten im Auftrage des Generaldirektors 
Piſtorius und zum Nutzen der Pleß'ſchen Verwaltung verwendet zu 
haben. Aus den Ausſagen des ungetreuen Direktors konſtruierte die 
polniſche Juſtizbehörde eine neue Anklage gegen den unbequemen 
deutſchen Induſtrieführer, der, da er die polniſchen Praktiken kennt, 
nun nicht mehr nach Polen zurückkehren wird. Mit Pistorius ver⸗ 
liert die oſtoberſchleſiſche Wirtſchaft einen ihrer bedeutendsten Führer 
und das dortige Deutſchtum einen bewährten Sörderer. Graſunfki, 
als Exponent der polniſchen Haßpolitik, hat das Nennen gemacht. 
Er kann ſicher ſein, daß auch dieſer Schlag, den er gegen das Deutſch⸗ 
tum feiner Wojewodſchaft geführt hat, ebenſo ſchwer wie dieſes auch 
die Wirtſchaft Oſtoberſchlefiens treffen wird, als deren Totengräber 
ihn ſein politiſcher Gegner Korfanty bezeichnet hat. Es iſt anzu- 
nehmen, daß es auch in Polen Jelbjt einige vernünftige Wirtſchaftler 
gibt, die dieſe Methode des Kattowitzer Wojewoden, die Induſtrie 
zu „fördern“, nicht billigen, wie der Prozeß beweiſt, den der Woje⸗ 
mode gegen einen angejehenen polniſchen Wiſſenſchaftler angeſtrengt 
hat, weil diefer ſich nicht geſcheut hat, ihn als den „größten 
Schädling een zu nennen. 

Dr. GSrazynlki eifert dem Vorbild franzöſiſcher Staats- 
männer nach: Er macht ſich eine Spezialität aus Denkmalsteden. 
So hat er kürzlich bei der Einweihung eines Aufſtändiſchendenkmals 
von den Gräbern am alten polniſchen Oderſtrome ge- 
ſprochen, die nach Oppeln, Natibor und Groß-Strehlitz blicken und 
der Ausdruck nichterfüllter polniſcher Rechte und Hoffnungen Jeien. 
Das Denkmal, zu deſſen Weihe dieſe Worte geſprochen wurden, 
ſtellt einen Hüttenmann dar, der mit ſeinem Hammer den Kopf 
der deutſchen Hydra zerſchmettert. Auch bei anderen Gelegenheiten 
hat der Wojewode feiner Sehnſucht nach einer Verän- 
derung der Grenze in Schleſien unverhüllt Ausdruck ge⸗ 
geben, und er hat ſich auch beſonders in der Hauptverſammlung des 
Verbandes der Aufſtändiſchen zur Schau geſtellt, bei der ein feier ⸗ 
licher Sch wur geleiſtet wurde, daß das ganze polniſche Volk gegen 
deutſche Nachegelüſte und gegen deutſche Grenzanſprüche wie ein 
Mann ju den Waffen greifen würde. Daß bei dieſer Gelegenheit 
die Auflöſung des Deutſchen Volksbundes und der deutschen Ver⸗ 
einigungen in Pommerellen verlangt wurde und daß man die pol 
niſchen Brüder im deutſchen Weſtoberſchleſien zum 
Ausharren in der Hoffnung auf das polniſche Ziel ermahnte, das 
nur nebenbei. Die Agitation nicht nur des polnischen Weſtmarken⸗ 
vereins und der Aufſtändiſchen⸗Verbände, ſondern auch maßgebender 
und verantwortlicher polniſcher Persönlichkeiten nimmt einen Umfang 
an, der die deutſch⸗polniſchen Beziehungen nur in hohem Maße 
ſtörend beeinfluſſen kann. 


Reichsminiſter von Braun über Siedlung. 


Auf dem Verbandstag des Provinzialverbandes niederſchleſiſcher 
ländlicher Genoffenjchaften Raiffeifen hielt am 7. Oktober der Reichs- 
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft, Freiherr von Braun, 
eine Rede, in der er u. a. ausführte: Die geſchichtliche Betrachtung 
zeigt deutliche Parallelen der Lage der Landwirtſchaft nach den 
großen Kriegen. Wir brauchen den Bauern aus wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Gründen. Es iſt ſicher, daß ein kaufkräftiger 
Bauer ein ſtärkerer Konſument iſt als ein ländlicher Arbeiter, und 
daher den Handwerkern und Kaufleuten der nächſtgelegenen Stadt 
mehr zu verdienen gibt, als der Großgrundbeſitzer, der oft ſeinen 

edarf von weither bezieht. Wir brauchen den zähen, an ſeiner 
Scholle hängenden Bauern aber vor allem als Bollwerk gegen den 
öſtlichen Anſturm. Die Neichsregierung hat — wie bekannt — über 
die im Nahmen des Reichsetat ausgeworfenen 59 Millionen hinaus 
weitere 30 Millionen AM. für Siedlungszwecke 
bereitgeſtellt. Vom Januar d. J. bis zum 30. September find von der 
Doutſchen Siedlungsbank Siedlungskredite in Höhe von rund 65 Mill. 
AM. ausgezahlt worden. Auf die gleiche Seit des Vorjahres ent- 
fallen rund 61% Millionen. Das Ergebnis bis zum 30. September 
ergibt bei Vergleich der Zahlen mit vergangenem Jahr keinen Nück⸗ 
ſchritt, ſondern eine Beschleunigung der Siedlung. Dieſer Erfolg iſt 
erzielt worden, obwohl mit Schwierigkeiten gekämpft werden mußte, 
die in der Vergangenheit nicht beſtanden. Die Reichsregierung ſah 
ſich vor die Aufgabe geſtellt, zahlloſe alte Siedlungs- 
objekte, die in Preußen in Angriff genommen 
waren, ohne daß ihre Sinanzierung fichergeſtellt 
war, zu übernehmen. Für über tauſend Stellen mußte vom 
Neich der ganze Siedlungskredit beſchafft werden. Das allein bedeutet 
einen Bedarf an Mitteln von etwa 20 Millionen AM. Bei der 
Weiterführung der landwirtſchaftlichen Siedlung werden eine gewiſſe 
Rolle die Güter ſpielen, die aus dem Sicherungsverfahren entlaſſen 
werden müſſen. Zurzeit werden die Vorbereitungen getroffen, die 
hiervon zur Siedlung geeignete Hüter aufzufiedeln. Als Leitfatz wird 
hierbei gelten, daß wirklich lebensfähige und kriſenfeſte Bauernſtellen 
‚ejchaffen werden. Als Siedler kommen in erſter Linie ſolche 

enſchen in Frage, die innerlich noch engſte Beziehungen zum Lande 


haben und neben gründlichen landwirtſchaftlichen Kenntniſſen die 
Eigenſchaften eines echten Koloniſators, Zähigkeit und Ausdauer, An- 
lpruchsloſigkeit und Beſcheidenheit, Liebe zum Vaterland und zur 
Scholle beſitzen. Die Wirtſchaftsberatung wird ſich beſonders der 
Pflege des Genofſenſchaftsweſens annehmen müllen. 
Die Reichsregierung hat die Finanzierung der Reichsſtelle für Siedler⸗ 
beratung entſcheidend auf ſich genommen, ferner die Mittel für eine 
Wirtſchaftsberatung der Siedler in Preußen bereit- 
geſtellt und den Ausbau einer Wirtſchaftsberatung in Mecklen⸗ 
durg⸗ Schwerin in Angriff genommen. Um die Möglichkeiten 
der Siedlung ganz auszuſchöpjen, find mit dem preußiſchen Domänen- 
fiskus Verhandlungen eingeleitet über eine Vereinbarung, nach der 
der Domänenfiskus beſiedlungsfähige Domänen 
zur Siedlung hergibt. Im Austauſch ſoll dafür der preußiſche 
Sorfifiskus gegeignete Waldflächen übernehmen von denjenigen, 
Privatbeſitzern, die im Eutſchuldungsverfahren durch Abverkauf von 
Wald Janiert werden können. Die Entſchuldung land- 
wirtſchaftlicher Betriebe im Oftbilfegebiet kann 
vielfach nur dadurch ermöglicht werden, daß Teile 
der Landfläche abgetrennt und für Swecke der 
landwirtſchaftlichen Siedlung verwendet werden 
Unter Berückſichtigung der Wirtſchaftslage der Landwiriſchaft und 
der allgemeinen Konjunkturverſchlechterung hat die Reichsregierung in 
Ausſicht genommen, die Zahresleiſtungen der Siedler ab 
J. Juli für die nächſten zwei Jahre von 5 auf 3½ v. H. 
zu ermäßigen. Hierdurch tritt boi den in den früheren Jahren 
errichteten Siedledſtellen, für die geringverzinsliche Baudarlehen ge— 
währt worden ſind, eine Ermäßigung der Gejamtjahresleiftung auf etwa 
3 v. H. ein. 


müſſen Neubeſtellungen auf unſer „Oſtland“ für 


Bis zum November / Dezember aufgegeben werden. Bei 
ſpäter erfolgenden Beſtellungen iſt eine Sonder⸗ 
20. Okt. gebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspr. für 


2 Monate beträgt 1.— M. (ohne Zuſtellungsgeb.) 


Aufwertung deutſcher Vermögen in Polen, 


Die Städtiſche Kommunalſparkaſſe in Silehne teilt mit, daß die 
Aufwertungsquote nach Entſcheidung des RNegierungskommiſſars für 
die Umrechnung der Spareinlagen 9,98 v. H. beträgt. Die Kalle beab- 
jichtigt jedoch bei der Aufwertung volle I0 v. H. anzuwenden, was der 
Gegenſtand der Beratung des Kaſſenrats in nächſter Seit ſein wird. 

Nach Beſtimmung des Negierungskommiſſars muß die Kaffe 
à conto der aufgewerteten Sparkontos einen Vorſchuß in Höhe von 
5 v. H. der umgerechneten Spareinlage bis zum Erhalt der neuen deut- 
ſchen Staatspapiere auszahlen. 


Die Beratungsſtelle für die Aufwertung deutſcher 
Vermögen in Polen. v. L. 


— Enlſchädigungsweſen. — 


6 Bige Neichsſchuldbuchforderungen. 
Erfreulicherweiſe haben die Kurſe der Neichsſchuldbuchforderungen 
in den letzten Tagen wiederum einen Auſſchwung genommen, bejon- 
ders die kurzen und mittleren Fälligkeiten hatten Kursbeſſerungen von 
mehreren Prozenten aufzuweiſen. In Anbetracht der undurchſichtigen 
innerpolitiſchen Lage und unter Berückſichtigung des Umſtandes, daß 
immerhin mit einer allgemeinen Sinsſenkung gerechnet werden muß, 
halten wir bei Geldbedarf einen Verkauf der Schuldbuchforderungen 
zu den jetzigen Kurſen für vorteilhaft. Hierbei möchten wir noch 
darauf hinweisen, daß beſonders für die Beſitzer der kurzen Sällig- 
keiten, die den Beſitz ihrer Schuldbuchforderungen als Kapitals- 
anlage betrachten, eine günſtige Gelegenheit gegeben iſt, durch Um- 
tauſch ihrer Schuldbuchforderungen in ſpätere Sälligkeiten eine höhere 
Berzinfung und einen Kapitalgewinn zu erzielen. Unſere Bankabtei- 
lung, die Aufbaukredit für Grenz- und Auslandsdeutſche G. m. b. H., 
Berlin W. 30, Motzſtr. 22, iſt jederzeit bereit, die Durchführung diefes 
Umtauſches Intereſſe wahrend vorzunehmen. Am 11. d. M. hörten 
wir folgende . Verkaufskurſe: 


11 
1933... 98 v. H. 977 v. 9. 1039. . 72 0.9. 70 v. 9. 
7034. 92% „ 91% „ 1940... 70 „ 6 „ 
1935. 85 „ 82 „ 194. . 60% „ 65% „ 
1936. 82 „ 81 „ 1042. 65% „ 4% „ 
1937. 7% „ 75 „ 1043. . 6455 „ 64 „ 


1958. . 75 „ 713 „ 044-46 4 „ 
Wiederaufbauzuſchl. fällig 1044/5 etwa 25 v. H., 194648 etwa 
24 v. H. Hb. 


— 1 
— Bundesnachrichten. = 
6%ige Neichsſchuldbuchforderungen. 


Uufere Sterbekaſſe, die bisher ſehr viel Gutes geltiftet hat und 
deren Wohltat von allen Seiten dankbar anerkannt wird, wird noch 
viel zu wenig beachtet. Wenn man Hab und Gut gegen Seuer und 
jonftige Gefahren ſchützt, follte man doch auch an die Lebens- 
reſp. Sterbegeldverſicherung denken. Bekanntlich ſtellen ſich bei Codes⸗ 
fällen ſofort allerlei notwendige Ausgaben ein, wobei unſere Sterbe- 
kafle den Berſicherten ſogleich hilfreich beitritt. Viele Dankſchreiben, 
auch aus letzter Seit, ſind uns infolge der ſchnellen Auszahlung des 
Sterbegeldes zugegangen. Ein jeder, der nicht ausreichend verſorgt iſt, 
ſollte unbedingt unſerer Sterbekaffe beitreten. Der Beitritt erfolgt 
immer zum Quartalserſten mit einem Sterbegeld von 300 bis 1590 M. 
Wie aus den unten aufgeführten Tabellen erſichtlich iſt, ſind die 
Vedingungen ſehr günſtig: 

Das Sterbegeld beträgt für jeden Verſicherungsſchein 300 RM. 
Der vierteljährliche Beitrag für 300 RM. Sterbegeld beträgt, 


J. wenn der Beitrag längſteus bis zum 85. Lebensjahre gezahlt wird 


in der Eintritt3- A B H J 
Altersgruppe: 31 61 66 
Jahre: bis | bis bis | bis 

30 1 35 65 | 70 


Beitrag RM: 
II. wenn der Beitrag längſtens 25 Jahre gezahlt wird 


in der Eintritts⸗ J 
Altersgruppe: 66 
Jahre: 40 


Beitrag RM: 


Seit dem Beſtehen der Sterbekaſſe wurden in 136 Sällen = 
55 400 M. gezahlt. Auskünfte geben die Vertrauensmänner unſerer 
Ortsgruppen. Auch ift die Bundesleitung, Berlin W 30, Motzſtr. 22, 
gern zur weiteren Auskunft bereit. 
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genau wie jetzt. 


eee 


— Aus der Bundesarbeit, — 


Verſammlungs kalender. N 


Ortsgruppe Kajjel, Sr. Oftm. Militärkongert im Stadtpark am 
Mittwoch, dem 19. Oktober, 20 Uhr, ausgeführt vom Muſikkorps 
III. Gäger-) Batl. G. N. 15. Leitung: Obermufikmeifter Steinkopff. 
Eintritt 50 Pf. Neinertrag für bedürftige Mitglieder der Ortsgruppe. 

Ortsgruppe Berlin-Nord. Monatsperjammlung am 17. Oktober, 
20 Uhr, Kriegervereinshaus, Chauſſeeſtr. 94. Anschl.: Muſikaliſche 


Unterhaltung. 
* 


Landesverband Berlin⸗ Brandenburg. 


Die Ortsgruppe Berlin-Weſt hielt am 11. Oktober eine Monats- 
verſammlung ab. Sie war Jo gut bejucht, daß der große neue Saal 
des Biktoriagartens gefüllt war. Der Vorſitzende, Herr Kattau, 
begrüßte die Erſchienenen, gab ſeiner Freude über den zahlreichen 
Beſuch Ausdruck ſowie der Hoffnung, daß auch die weiteren Ber- 
ſammlungen gleich gut beſucht ſein und alle Mitglieder dem Deutſchen 
Oſtbunde gerade in diefer für die Oftfragen Jo entſcheidenden Zeit 
auch weiterhin die Treue wahren möchten. Er machte dann eine Reihe 
geſchäftlicher Mitteilungen, worauf die Aufnahme neuer Mit- 
glieder erfolgte. Frl. Hoffmann, die nach Kottbus verzieht, 
widmete er warme Worte des Abſchieds und des Dankes für die 
langjährige hingebungsvolle Führung der Kaffe. Bundespräſident 
Ginſchel, der Mitglied der Ortsgruppe iſt, hielt darauf einen ein⸗ 
gehenden Vortrag über die Beſtrebungen zur Wieder auf 
rollung der Entſchädigungsfrage, über die Denk⸗ 
ſchrift, bie zu dieſem Sweck die Arbeitsgemeinſchaft heraus- 
gegeben hat, über das Aktionsprogramm der Arbeits- 
gemeinſchaft der Geſchädigtenverbände, über die Beſchleunigungs⸗ 
verordnung im Entſchädigungsverfahren und über die darin behandelte 
Frage der Vernichtung von Entſchädigungsakten uſw. Redner be- 
tonte mit allem Nachdruck, daß das Recht der Geſchädigten auf eine 
höhere Entſchädigung ſo lange geltend gemacht werden würde, bis die 
berechtigten Anſprüche der Geſchädigten erfüllt ſeien, und daß dieſer 
Kampf um eine angemefjene Entſchädigung nur ein Teil des 
Kampfes um Recht und Gerechtigkeit Jei, den der 
Deutjihe Oftbund führe, und der ebenloſehr der Wiedergut- 
machung des Unrechts an den Vertriebenen wie des 
an der ganzen Oſtmark begangenen Unrechts gelte. 
Seine Ausführungen wurden mit geſpanntem Intereſſe verfolgt und 
mit lebhaftem Beifall aufgenommen. Darauf wurde ein fünfaktiges 
Filmdrama „Der einſame Adler“, ein jehr intereſſanter, oft dramatisch 
wirkender Kriegsfliegerfilm, vorgeführt, der mit lebhafter Aufmerk- 
ſamkeit verfolgt wurde. Hoch befriedigt verließen die Mitglieder die 
Verſammlung. 

Die Ortsgruppe Berlin-Hermsdorf veranftaltete am 24. September 
einen gut bejuchten Oſtdeutſchen Abend in den Räumen von 
„Ludwigsluft“ in Hermsdorf, zu dem der oſtdeutſche Dichter, Herr Dr. 
Stan; Lüdtke, Präſidialmitglied des Deutſchen Oftbundes, ſich als 
Hauptredner zur Verfügung geſtellt hatte. Den muſikaliſchen Teil be⸗ 
stritt ein Orchester unter Leitung feines Kapellmeiſters Herrn Tito 
Murzilli, das ſich in uneigennütziger Weiſe in den Dienft der Orts» 
gruppe geftellt hatte. Das Programm begann mit dem „Yorck- 
Marſch“ von Beethoven, worauf „Die Heimat“ von Cſchirſch gemein 
Jam von der Versammlung geſungen und vom Orcheſter begleitet wurde. 
Es folgten die Ouvertüre zu „Heimkehr aus der Fremde“ von Men- 
delsfohn und ein Prolog „Oftmarkengedanken“, ergreifend und tempe⸗ 
ramentvoll von Herbert Wietuſch geſprochen. Der 1. Vorſitzende, 
Herr Nittmeiſter a. D. Bleeker-Kohlſaat, begrüßte darauf 
die Feſtverſammlung, Herrn Dr. Lüdtke, den Vertreter des Landes- 
verbandes Berlin-Brandenburg, Herrn Lehrer Baade, ſowie die 
Vertreter der Ortsdereine. Die Mufik brachte dann die Paraphraſe 
über „Ich hatte einſt ein ſchönes Vaterland“ von Laſſen eindrucksvoll 
zu Gehör. Sodann hielt Herr Dr. Lüdtke einen Vortrag: „Die welt- 
politiſche Bedeutung unſeres deutſchen Ostens“, der ganz hervorragend 
war und von ganz ungewöhnlichen Grundgedanken ausging. Der Vor- 
tragende ging von dem Worte Schleichers, daß Oſtpreußen bis zum 
letzten Mann verteidigt werde, aus, dieſes Wort müſſe vom allge- 
meinen Volksbewußtſein und von der Volksſtimmung untermauert 
werden. Vor zehn Jahren wäre es noch nicht geſprochen worden, und 
wenn ſich Jeitdem die Seiten für dergleichen Kundgebungen geändert 
hätten, Jo hätte daran auch der Deutſche Oſtbund nicht geringen Anteil. 
Nicht, weil die eine oder die andere Stadt im Oſten, das eine oder das 
andere Dorf die Heimat des einen von uns wäre, mit der er unlöslich 
verbunden jei, ſondern weil jeder wiſſen müſſe, was der Oſten und 
ſeine Menſchen ſeien, nicht allein, weil der Oſten in wirtſchaftlicher 
und Kultureller Beziehung eine ungeheure Bedeutung habe, ſondern 
weil jeder Deutſche vom weltpolitiſchen Werte des Oſtens überzeugt 
ſein müſſe, betreibe man die Propaganda. Ohne den Oſten gäbe es 
kein Oeutſchland. Dieſe Behauptung erhärtete der Vortragende durch 
einen geſchichtlichen Rückblick, in dem er beſonders hinweiſend die Seit 
vor genau 1000 Jahren. die Zeit Heinrichs J., würdigte, die intereſſante 
Parallelen ju unſerer heuligen Seit bietet: Ein „Volk ohne Naum“ 
wäre Deutſchland damals geweſen, von inneren Kämpfen jerriſſen, 
In ſolchen Seiten gäbe es nur die beiden Möglich- 
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keiten, eutweder ruhmlos unterzugehen oder die rettende Tat. Hein⸗ 
ich l. hätte damals dieſe rettende Cat ermöglicht: Er ſchlug im Eljaß 
sranzofen, warf die Ungarn aus dem Lande, die Dänen aus der 
dordmark, kämpfte vor Prag, ſchuf die innere Einheit, ſchuf damit 
erſt den Begriff „deutſch“ und wandte das Antlitz der Deutjchen gen 
Often. Der Redner zog dabei immer die Vergleiche zur heutigen Seit 
und betonte die ungeheure Wichtigkeit der Tat des Jahres 928, der 
Eroberung Brandenburgs. Heinrich J. hatte erkannt, daß der 
Ocutſche, wenn er keine außenpolitiſchen Siele hätte, ſich im Innern 
zerfleiſche, und er verfolgte diejes Ziel. Sein Sohn Otto I. hätte dann 
das Land geiſtig und kulturell erobert und beſiedelt. Wohl wären 
damals Aufſtände gekommen, aber ſie hätten den Beſitz des Oſtens 
niemals in Frage ſtellen können, da man wohl verlieren, aber keine 
Anjpriibe aufgeben dürfe, was man damals (und auch heute) nicht 
getan hätte. Im Auf und Ab des Weltgeſchehens läge keine Willkür, 
jondern Geſetz. Der Vortragende warf einen Blick auf die weitere 
Geschichte des Oſtens, der damals Deutſchland die weltpolitiſche Be⸗ 
deutung gegeben hätte. Der Dreißigjährige Krieg, der Weſtfäliſche 
Friede, die Seit des Großen Kurfürſten, Friedrichs des Großen und 
die Napoleoniſche Seit erläuternd, betonte er, daß der Freiheitskampf 
gegen das Joch des Korſen und der weltpolitiſche Umſchwung damals 
vom Oſten, Königsberg und Breslau, Berlin und Wien ausgegangen 
wäre. Auch Bismarck wäre ein Sohn des Oſtens geweſen, und er hätte 
nur durch Preußen das Reich ſchaffen können. Und auch der Seind- 
bund hätte die weltpolitiſche Bedeutung des Oſtens ſehr genau und 
beſſer als viele Deutſche erkannt und ſehr wohl gewußt, warum er 
ihn durch den Schandvertrag von Berjailles zerſchlagen haben wollte. 
Es käme alſo nicht auf des einen oder des anderen Heimatſtadt an, 
jondern das Wichtige wäre, daß man wieder in die Weltpolitik hinein 
müſſe, was nur durch den Oſten geſchehen könne. Darum müßten alle 
Deutſchen ſich über wirtſchaftliche, politiſche und konfeſſionelle Segen 
ſätze hinweg in diefer Frage einig ſein. Wir ſtänden vor einem Auf- 
bruch ins dritte Jahrtauſend hinein, das alles das erfüllen müßte, 
was die erſten beiden verſagt hätten. — Dieſer einſtündige, die Ju- 
hörer von Anfang bis Ende ſtark feſſelnde Vortrag fand den ganz 
bejonders zum Ausdruck gekommenen Beifall der Verſammlung. — 
Nach einem Muſikſtück „Grün iſt die Heide“ von Blume trug Fräu— 
lein Lotte Hennig ein Gedicht „Die Vertriebenen“ mit ſeeliſcher 
Empfindung vor und erntete den verdienten Beifall. Es folgte nun- 
mehr die Aufführung von drei lebenden Bildern, die deutſche Schick- 
jalsgemeinſchaft verkörpernd, durch die Jugend der Ortsgruppe, unter- 
ſtützt von der Jungſchar der Ortsgruppe Oberſchöneweide. Dieſe 
lebenden Bilder brachten bildlich die Uneinigkeit der ODeutſchen, die 
Xotzeit und den Wiederaufſtieg durch ein Treubekenntnis zum deut— 
ſchen Olten zum Ausdruck, der in dem gemeinſamen Geſange der vier 
Strophen des Deutſchlandliedes ſeinen Höhepunkt erreichte. Vicht 
endenwollender Beifall belohnte die Darjteller für ihr ausgezeichnetes 
Spiel. Herr Lehrer Baade Jprach darauf als Vertreter des Landes- 
verbandes, dankte für die Einladung und richtete herzliche Worte an 
die oſtdeutſche Jugend, die nicht die Hoffnung und den Mut verlieren, 
fondern ausharren ſoll, da ſie dazu berufen ſein wird, die Heimat ihrer 
Vorfahren wieder ju gewinnen. 
Landesverband Hannover- Braunſchweig. 
Die Oſtkundgebung in Hildesheim. 
(Sort). des Berichts aus Nr. 41.) 
€. Cunow - Hannover, der Leiter des Oſtſchutzes im Landes- 
verband Hannover-Braunſchweig, ſprach dann über 
„Die Oftmark im Grenzkampf“. 
Wenn in der letzten Seit von Abrüjtung, Frieden, Völkerverſöhnung, 
Gleichberechtigung, wirtschaftlichem Wiederaufbau viel geredet und 
geſchrieben werde, jo müſſe man annehmen, daß die Welt um die Sa- 
nierung der Weltwirtſchaft und insbeſondere der deutſchen Wirtſchaft 
ernstlich beſtrebt und der Zeitpunkt nicht niehr fern ſei, wo der Völker- 
bund das Freudenfeſt der Völkerverſöhnung feiern wird. Aber immer 
wieder ſei Kriegsſtimmung zu hören und tauche das glatte Lächeln 
der Intrige und Boshaftigkeit, das verzerrte Geſicht des Haſſes und 
der Gier auſ. Wenn wir uns die Landkarte des Deutſchen Reiches, 
fo wie fie der Schandvertrag von Verſailles ſinnlos Jkizzierte, vor 
Augen halten, dann ſehen wir, daß von Memel bis Hult- 
Thin die neue deutſche Oſtgrenze eine einzige 
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Bruchlinſe und noch nicht einmal eine zufammenhängende Linie 
iſt. Bei den Alarmmeldungen der letzten Seit Jollte endlich begriffen 
worden, daß an der Oftgreuze Deutſchlands Schickſal 
ſich erfüllt und der Raub weiterer deutſcher Ge⸗ 
biete einer Auflöſung des Deutſchen Reiches 
gleichkonunt. Die jeder wirtjchaftlichen und kulturellen Vernunft und 
Gerechtigkeit hohnſprechende Grenzführung zwilchen Polen und 
Deutſchland hat die Oſtmark in eine Jo bedrängte Lage ge⸗ 

bracht, daß es der höchſten Anſtrengung bedarf, einen tatjächlichen 

Wiederaufbau durchzuführen. Inzwiſchen aber ö 

polonijiert und kolonijierf der Pole 

in den entriſſenen und den uns verbliebenen Gebieten. Schon heute 

jtebt die Jlamijche Welle wie eine neue Dampfwalze ſteil und drohend 

vor der deutſchen Grenze. Noch ſteht ihr ein Wall deutſcher Menſchen 

gegenüber. Der Wall iſt aber dünn, die Menſchen hungern, aber ſie 

bajlen den Polen und lieben noch immer mit ganzer Seele das Land 

ihrer Väter. Es ift und bleibt das Gebot der Stunde, die 

Bewohner der gefährdeten Gebiete mit allen 

Mitteln zu unterſtützen und neue AMenſchen im 

Olten anzuſetzen; überall dort, wo die öſtlichen Völker — 
Polen und Litauer — vorwärts drängen; denn ſonſt ift in 

kurzem die Elbe Deutſchlands Oſtgrenze. Seine 

Hauptſtoßkraft hat Polen gegen Oftjee und Oder 

gerichtet, in denen es Grenzlinien ſieht, wo es das findet, was 
es für die ſtärkſten Sicherungen ſeiner Volkswirtjchaft hält, Kohle 
und Häfen, und was ihn als beſte Bürgſchaft Jeines ſtaatlichen 
Daſeins erſcheint: die Schwächung Deutſchlands, die durch 

den Naub zwei weiterer Provinzen vollendet und verewigt werden, 
ſoll. Das eigentliche Kampffeld der Polen iſt das 

Vorfeld ihrer ſtaatlichen Grenzen, unſere neue 
Oſtmark von Oppeln über Schneidemühl nach Stol p 
bis Ostpreußen. Eine Außenpolitik und eine Ojtpolitik, die die 
Polen nur in die Grenzen zurückweiſt, die ihm ſtaatsrechtlich gezogen 

ſind, reicht zur deutſchen Abwehr des polnischen Drängens nach Weſten 

nicht aus. Denn ausdauernder und gefährlicher als der Staat Polen 

ſelbſt iſt im Kampfe gegen das Deutſchtum hüben wie drüben der 

polniſche Bauer. Der polnische Bauer iſt nicht mit Macht- 

mitteln zu beſiegen, es ſei denn, wir werfen ihn aus dem Lande, wie 

es Polen mit unſeren deutschen Bolksgenojjen in ſeinem Staate ge- 

macht hat. Des polniſchen Bauern werden wir nur Herr werden 

können, wenn in unſerem Volk wieder der Wille zum Boden 

groß wird. Im Kampf an der deutſch-polniſchen Grenze wird ſchließ⸗ 

lich der Sieger bleiben, der als Siedler oder Bauer den Ackerboden 

beſitzt, aus dem ihm die Liebe zur Heimat, der Glaube an die Gerech- 

tigkeit ſeiner Sache und die Körperliche und ſeeliſche Kraft eines echten 

Grenzmärkers entſteht. Unſere Aufgabe aber iſt es, mit allen zu He⸗ 

bote ſtehenden. Mitteln für unſer deutſches Oſtland einzutreten, opfer⸗ 
bereit und hilfsbereit, ſchutzhaft und trutzhaft. P 

Alle Vorträge wurden mit langandauerndem Beifall auf- 
genommen. Anſchließend ſang Konzertſänger Fritz Mundhenke das 
Lied „Ich hatte einſt ein ſchönes Vaterland“ von Johanna Wolf, 
komponiert von Wohlgemut, womit er Beifallsſtürme entfeſſelte. 
Nachdem dann der Hohenfriedberger Marſch verklungen war, 
brachten der Oſtſchutz und die Jungſchar Hannover Bilder aus der 
Oltmark von der Vergangenheit bis zur Gegenwart und „Des Ojt- 
märkers Traum“ zur Darſtellung. Auch diefer Teil des Programms 
gelang ſehr gut. Kamerad Geejemann übermittelte dann noch 
Grüße der Oſtaſiaten und Afrikaner ſowie der kolonialen Jugend. 

Im zweiten Teil des Abends folgte ein gemütliches Beijammen- 
jeiu mit Darbietungen einer bunten Bühne und deutſchem Tanz. Die 
Veranſtaltung war eine wirkſame Werbung für die Oſtmark und wird 
auch Hildesheim von der Notwendigkeit des Kampfes um die Oſtmark 
überzeugt haben.“ 5 

Aus befreundeten Verbänden. 


115. Stiftungsjeft der Bromberger Gymnafiaften. 5 
Am Sonnabend, dem 15. Oktober d. J., abends 8 Uhr, findet im 
Landwehr-Kaſino am Soo (Berlin-Charloktenburg, Jebensſtr. J) aus 
Anlaß des 115jährigen Beſtehens des Bromberger Gymnajiums ein 
Kommers ſtatt, zu dem die Vereinigung ehem. Bromberger Gumnaſi⸗ 
au, (Dr. Brun ck, Berlin - Charlottenburg, Savignyplatz 10) 
einlädt. ; 


Mitteilungen aus der oſtdeutſchen Heimat. 


Perſönliches. 
Geheimrat Proj. Dr. Kammerer 79 Jahre alt. 

Am 11. Oktober iſt, wie ſchon kurz mitgeteilt, Heheimrat Prof. Dr. 
Ludwig Kaemmerer 70 Jahre alt geworden. Der Deutſche Oſtbund und 
olle ehemaligen Poſener, die dankbar der Träger der ſtolzen kultu- 
rellen Aufwärtsbewegung in der Provinz von 1890 bis 1914 gedenken, 
jenden dem Jubilar die herzlichſten Slückwünſche. Kaemmerer über— 
nahm, vom Berliner Kupferſtichkabinett kommend, wo er als Direk- 
torialaſſiſtent gewirkt hatte, 1993 die Direktion des damals Jeiner 
Vollendung entgegengebenden Kaiſer-Friedrich-Muſeums und leitete 
es nach der Eröffnung im Oktober 1905 bis zur Übergabe an die 
Polen im Januar 1919. Er war zugleich Provinzial-Konfervator der 
Kunſtdenkmäler der Provinz und als jolcher der geiſtige Führer der 
Provinzial-Kommijſion zum Schutze der Denkmäler der Provinz, 


Mitglied der Nathausumbau-Kommiſſion, Begründer des Denkmal- 
Archivs für die Provinz und Ordinarius für Kunſtgeſchichte an der 
Posener Akademie, war alſo 16 Jahre lang für die Negierungss, 
Provinzial- und Stadtbehörden ſachverſtändiger Berater und ſomit 
tonangebender Mann für alle Fragen der Kunſtpflege. Er verdankte 
dieſen Erfolg nicht. nur ſeinem großen Wiffen ler hatte über die Land⸗ 
ſchaft in der deutſchen Kunſt, über Daniel Chodowiecki, die Brüder 
van Cuck, Hans Niemling und Max Liebermann gearbeitet), nicht nur 
ſeiner ausgezeichneten Schulung (die er ſich im Umkreiſe der Berliner 
Muſeen und auf ausgedehnten Neiſen erworben hatte), nicht nur die 
Tatjache, daß er als geborener Danziger bereits Beziehungen jum 
Oſten mitbrachte, Jondern vor allem feiner Perſönlichkeit. Kaemmerer 
war ein Beiſpiel dafür, daß in der Kunſt nicht das Wiſſen, das man 
erlernen kann, ſondern das rechte Empfinden und Fühlen, das an— 
geboren fein muß, das Ausſchlaggebende iſt. Und er hatte es ver— 


U ee 505 


fanden, bei den damaligen Jehwierigen perJönlichen Verhältuiſſen in 
den aufſichtführenden Verwaltungsſtellen lich durcdzufegen und ſich die 
nötige Ellbogenfreiheit zu ſichern. Der Kampf, den er für die Auf— 
gaben ſeines Amtes, Jo wie er ſie ſah, zu führen hatte, war oft ein 
Kampf gegen Windmühlen; aber daß er ihn dank Sähigkeit und diplo= 
maliſchem Geſchick ſlets Jiegreich beſtand, brachte ſeinem Amt und 
Muſeum den Erfolg. Das bei ihm vorherrſchende öntereſſe für die 
allgemeine und reine Kunſt überwog das für die heimatkundlichen 
Sammlungen der Vorgeſchichte und Naturwiſſenſchaft und erregte bei 
Andersdenkenden Mißtrauen und Kritik. Aber er drang auch hier 
durch mit jeiner Anſicht, daß gerade in der in der Kunſtentwicklung 
zurückgebliebenen Provinz das Muſeum nicht nur die Vergangenheit 
pflegen dürfe, ſondern den Blick auf Gegenwart und Zukunft und auf 
die ganze Kunſt Deutſchlands und auch teilweiſe des Auslandes lenken 
müßte, wenn eine Erziehung zur Kunſt erreicht werden ſollte. Darin 
unterjlüßte ihn nicht nur die Gemäldeſammlung des Grafen Athanaſius 
Vac zunſki, die als Grundftock des neuen Muſeums aus der Berliner 
Nationalgalerie nach Poſen übergeführt war, Jondern in dieſem Sinne 
ließ er ſich die Vermehrung der Beſtände an Gemälden, Plaſtiken 
und kunjtgewerblichen Stücken angelegen ſein, ebenſo den Ausbau einer 
Sammlung von Gipsabgüffen von Kunſtwerken aller Zeiten. Seine 
Verbindung mit der Kunſtwelt war ihm hierbei ſehr förderlich und 
führte dem Mujeum wertvolle Leihgaben und Schenkungen zu. Daß 
er daneben ein erujter Pfleger der Poſeyyr Kunſt wurde, bezeugen 
ſeine hervorragenden Berichte, die er als Konſervator über die Denk- 
malspflege in der Provinz veröffentlicht hat, und ſein erläuternder 
Text zu dem von Paul Graef herausgegebenen Slluſtrationswerk „Die 
wichtigſten Baudenkmäler der Provinz Poſen“ (1999). In den Kunſt- 
ausflellungen, die er zielbewußt und mit ſeinem erleſenen Geſchmack 
veronſtaltete. ließ er auch die Heimatkunſt zur Geltung kommen. 
Seine Wirkjamkeit als Aluſeumsdirektor war ſo ausgreiſend geweſen, 
daß der anfänglich als übertrieben groß angejehene Bau 1911 ſchon 
an Naummangel litt und Kaemmerer an eine Trennung der landes- 
kundlichen Sammlungen von denen der reinen und angewandten Kunſt 
dachte. Wäre nicht der politiſche Umſchwung gekommen, er hätte auch 
die Schwierigkeiten, die ſich ihm hier aufgetürmt hätten, ſiegreich 
überwunden. 

1919 wurde Kaemmerer Direktor der Sammlungen auf der Veſte 
Coburg, und 1951 trat er in den Nuheſtand, den er in Coburg genießt. 

Seorg Minde-Pouet. 


Graf von Degenfeld-Schouburg, 
der Landrat des Kreises Reichenbach (Schlejien), iſt zum kommiſſariſchen 
Oberpräſidenten der Provinz Niederſchleſien ernannt worden. Die 
Nachricht kam völlig überraſchend. Der neue Oberpräfident von Nieder- 
ſchleſien hat fein Amt ſofort angetreten. Landrat Graf Degenfeld- 
Schönburg iſt am 5. Februar ists als Sohn des verſtorbenen Majors 
von Degenfeld-Schomburg in Ludwigsburg in Württemberg ge— 
boren. Im Januar 1907 kam er als Aſſeſſor nach Reichenbach. 
1910 ging er als Regierungsaſſeſſor nach Stade in Hannover, 1912 
wurde er als kommiſſariſcher Landrat nach Reichenbach berufen. 1913 
wurde er als Landrat des Kreiſes Reichenbach angeſtellt. Seine ganze 
Arbeitskraft widmete er dem Kreiſe, und ſeine Fähigkeiten und ſeinen 
beſten Willen ſetzte er rückhaltslos für den ihm unterſtellten Kreis ein. 
Er hatte eine ganze Reihe Ehrenämter inne. So war er Vorſitzender 
des mittelſchleſiſchen Landkreistages, Vorſitzender des kommunalen 
Arbeitgeberverbandes, Mitglied in verſchiedenen Aufſichlsräten ‚ulm. 
Er iſt parteilos und allgemein als ein gerechter Vorgeſetzter beliebt. 
Hrof Oegenfeld ijt evangeliſcher Konfeſſion und mit der Tochter des 
früheren Staatsminijters Sreiherrn von Berlepſch verheiratet. 
Der neue Oberpräſident von Offpreufen. 

Mit der Verwaltung des Oberpräſidiums in Königsberg wurde 
Regierungsprälident a. D. Dr. Wilhelm Kutſcher 
betraut. Er iſt als Sohn eines bekannten pommerſchen Landwirts am 
26. Dezember 1876 in Wobesde, Kreis Stolp, geboren. Er erhielt ſeine 
Ausbildung als Verwaltungsbeamter bei den Regierungen in Crier und 
Potsdam. Als Londrat hat er in den Jahren 1907-14 im Kreiſe 
Lauenburg in Pommern gewirkt und iſt dort beſonders durch feine 
Betätigung auf dem Siedlungs- und Meliorationsgebiet bekannt ge- 
worden. Kur; vor Kriegsausbruch wurde er zur Bearbeitung der land- 
wirtſchaftlichen Frogen in das Preußiſche Minifterium des 
Sunern berufen und nach dem Auffeneinfall mit der Bearbeitung 
des Wieder aufbaues der Provinz Oſtpreußen betraut 
(und zum Miniſterialkommifſar bei der Kriegshilfskommiſſion in Königs- 
berg beſtellt). Während der folgenden Kriegsjahre lag ſein Haupt- 
arbeitsgebiet in der Kriegswirtſchaft; nach dem Suſammenbruch hatte 
er als Perſonalreferent die Demobilmachung der preußiſchen Ver— 
waltungsbeamten durchzuführen. Im April 4919 wurde er zum Re- 
sierungspräfidenten in Hildesheim ernannt und im Juli 1922 mit 
einer größeren Anzahl höherer Staatsbeamten in den einjtweiligen 
Ruheſtand verſetzt. Seit dem J. April 1923 führt Präſident Kutſcher 
als geſchäftsführendes Vorſlandsmitglied die Heſchäfte des Deut- 
chen Landwirtſchaflsrates, über deſſen Tätigkeit im letzten 
Jahrzehnt er auf der letzten Vollverſammlung einen umfaſſenden Be- 
richt erſtattet hat. Als Mitglied des Neichswirtſchaftsrates hat ſich 
Or. Kuffcher Häufige als Berichterſtalter in landwirſchaſtlichen Fragen 
Deiätigt. 

Neue Beamte im Affen. 

Regierungspizepräfident Sllinghaus in Gumbinnen wird be- 
urlaubt, mit der vertretungsweiſen Verwaltung der Stelle wird Ober- 
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regierungsratr von Braumüller in Allenſtein beauftragt. — Der 
Oberregierungsrat bei der Regierung in Köslin, von Hoffmann, 
wird zum Negierungsvizepräſidenten in Marienwerder ernannt. — Zu 
Palizeipräſidenten werden ernannt die bisherigen kommiſſariſchen 
Polizeipräſidenten in Königsberg, Landrat Berner, und in 
Elbing Oberregierungsrat oon Klinckowſtröm. — Der 
Negierungspräſident im einjtweiligen Ruheſtand Dr. von Bahr- 
feldt wird zum Kurator der Univerfität Breslau ernannt. — Der 
Generalſtaatsanwalt und Präfident des Strafvollzugsamts in Marien 
werder, Wichmann, wird als Generaljiaatsanwalt an das Ober- 
landesgericht in Düſſeldorf, der Oberſtaatsanwalt Janſſen in Aachen 
an Jeine Stelle nach Marienwerder verſetzt. 

Weiter hat das preußiſche Staatsminiſterium in feiner Sitzung vom 
4. Oktober 19352 folgende Perſonalveränderungen beſchloſſen: Sum 
kommiſſariſchen Negierungspräſidenten in Stettin wird der Landrat 
in Itzehoe Söppert ernannt. Der Negierungsvizepräſident 
Wagner in Breslau wird beurlaubt. Mit der vertretungsweilen 
Verwaltung der Stelle des Vizepräsidenten der Regierung in Breslau 
wird der Verwaltungsgerichtsdirektor v. Scheller, zurzeit bei der 
Regierung in Schneidemühl, beauftragt. — Zu kommüſſariſchen Poli- 
zeipräſidenten werden ernannt: In Oppeln der Regierungsrat beim 
Oberpräſidium in Breslau Dr. Horſtmann, in Gleiwitz der Land- 
rat des Kreiſes Falkenberg, Wacker zap p. — Der Polizeipräſi- 
dent in Gleiwitz, Danehl, wird in gieicher Amtseigenſchaft an 
das Polizeipräſidium in Harburg - Wilhelmsburg verſetzt. Der 
kommiſſariſche Polizeidirekkor in Schneidemühl, Negierungsrat Mock, 
wird zum Polizeidirektor in Schneidemühl ernannt. — Mit der ver- 
tretungsweiſen Verwaltung des Landratsamtes in Weißenſee wird 
der zurzeit mit der Verwaltung des Polizeipräſidiums in Oppeln be- 
auftragte Regierungsrat Hüter beauftragt. 

Der Chirurg Prof. Hermann Küttner f. 

An ſeinem 62. Geburtstag, am 12. Oktober, iſt der Breslauer 
Ordinarius der Chirurgie, Prof. H. Küttner, in der Klinik feines 
Freundes, des Prof, von Romberg in München geſtorben. K. habili= 
tierte ſich 1897 in Tübingen für Chirurgie; bereits im Alter von 
34 Jahren wurde er Ordinarius. 1997 wurde er als Nachfolger von 
Darré auf den durch Mikulitz berühmt gewordenen chirurgiſchen Lehr- 
ſtuhl in Breslau berufen. K. hat ſich vor allem um die Kriegs- 
chirurgie große Verdienste erworben; als Leiter des vom Noten Kreuz 
ausgerüsteten Kriegslazaretts ging er 1897 in den griechiſch-türkiſchen 
Seldzug und 1899/1900 in den Burenkrieg; gleich nach feiner Rückkehr 
übernahm er die Leitung des Noten Kreuz-Lazarettes während der 
chineſiſchen Wirren in Cſingtau; den Weltkrieg machte er als beratender 
Chirurg mit und wurde zweimal verwundet.. K. war Herausgeber der 
„Deutſchen Chiurgie“ und anderer fachwiſſenſchaftlicher Werke. 

Prof. Ernſt Muka f. 

In Bautzen ſtarb Prof. Muka, einer der beiten Kenner der 
wendischen Volkskunde und Sprachforſchung im 78. Lebensjahre; jein 
Hauptwerk ijt das „Niederlauſitziſche Wörterbuch“. 

Sanitätsrat Dr. Ludwig Kantorowicz f. 

Am 6. Oktober ſtarb in Poſen der bekannte Frauenarzt Dr. Ludwig 
Kantorowicz. Kantorowicz wurde am 8. Auguſt 1869 als Sohn des 
Posener Kommerzienrats Kantorowicz geboren. Er beſuchte das 
Pofener Sriedrich-Wilhelm-Gumnaſium und ſtudierte daun an den 
Univerſitäten zu Berlin, Frankfurt a. M. und Breslau. Cr war 
Aſſiſtenzarzt bei Weigert in Frankfurt a. M. und bei dem Frauenarzt 
an der Univerſität Breslau, Dr. Küttner. Im Jahre 1896 machte ſich 
Or. Ludwig Rantoromicz in Polen ſelbſtändig. Während des Krieges 
war er Leiter eines Seldlazaretts als Oberſtabsarzt, ſpäter wurde er 
dann Generaloberarzt. Er war Ritter verſchiedener Orden, u. a. beſaß 
er das Eiserne Kreuz I. Klaffe. Dr. Kantorowiez vermählte ſich im 
Jahre 1900, Der Ehe ſind zwei Söhne entſproſſeu. 

Dr. Heinrich Michaelis f. 

In Wilmersdorf, Bregenzer Str. 16, iſt am 8. Oktober nach langem 
ſchweren Leiden der Begründer und bisherige 1. Vorſitzende der Ge- 
meinnützigen Vereinigung zur Pflege Deutſcher Kunſt €. B., Zahnarzt 
Dr. Heinrich Michaelis, erſt 48 Jahre alt, geſtorben. Er iſt ſeinem 
Vater Simon Michaelis, der ebenfalls Zahnarzt war und ein Alter 
von 80 Jahren erreicht hat, vier Wochen nach dejjen Cod in das Grab 
nachgefolgt. Dr. Heinrich Michaelis war ein leidenſchaftlicher Mufik- 
freund, der ſich auch um unſere Oſtmark dadurch Verdienſte erworben 
hat, daß er durch die von ihm gegründete Gemeinnützige Vereinigung 
zur Pflege Deutſcher Kunst C. B., Berlin W 39, Nollendorfjtr. 37, in 
jahlreichen Städten unferer Ojtprovinzen Mufikabende (Konzerte und 
Opernaufführungen) veranſtalten ließ, die immer hohe und reine Kunſt 
boten und bei den Probeaufführungen in Berlin auch die Anerkennung 
der hauptſtädtiſchen Preſſe fanden. Wir hoffen, daß die erwähnte 
Vereinigung, deren zweiter Vorſitzender Herr Stadtrat Schneider ift, 
auch in Zukunft unjere Ojtprovinzen mit guten Mufikaufführungen 
verſorgen wird. 


Polizeirat Görke, 
der Leiter der politiſchen Abteilung des Polizeipräſidiums Berlin, früher 
in Poſen, iſt im Verlaufe der politiſchen Umſtellung im Berliner 
Polizeipräsidium ſeiner Stellung enthoben und wieder zum Leiter des 
Fremdenamtes beim Polizeipräſidium, das ihm ſchon früher unter- 
ſtellt war, ernannt worden. Sein Nachfolger ilt Oberregierungsrat 
Ernft Kretzſchmar, der feit 1914 dem Berliner Polizeipräſidium 
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angehört und vorher im Polizeipräſidium Bochum und dann im 
Preußiſchen Innenministerium tätig war. 

40jähriges Amtsjubiläum des Pfarrers Richard Horſt⸗Debenke. 

Am 2. Oktober feierte Paſtor Richard Horft in Debenke, Kreis 
Wirſitz, der ſeit 1918 in dieſer Gemeinde tätig iſt, ſein 4ojähriges 
Amtsjubiläum. Er hat nach dem polniſchen Umſturz trotz ſeines vor 
gerückten Alters noch die polniſche Sprache erlernt, die er gut be⸗ 
herrſcht. Er ſelbſt iſt der Sohn eines heſſiſchen Pfarrers. Von Jeinen 
fünf Kindern iſt ein Sohn ebenfalls Pfarrer geworden, während ein 
zweiter Sohn und eine Tochter ihm treulich in der Gemeindearbeit 
beiſtehen. - 

* 

Sein 25jähriges Berufsjubiläum feierte Oberfeuerwehrmann Adolf 
Bartſch, Halle a. d. S. (B. war 13 Jahre in Polen und ſeit 1920 
bei der Berufsfeuerwehr Halle in Dienft; B. ift Vorſtandsmitglied der 
Ortsgruppe Halle I.) 

Ernennung. Der Greifswalder Bibliotheksrat Dr. Menn wurde 
als Nachfolger von Dr. Joſef Deutſch zum Direktor der Greifswalder 
Univerjitätsbibliothek ernannt. — Die Leitung des Kulturamtes Rüftrin ift 
dem Regierungs- und Kulturrat Pehe in Oels übertragen worden, 
bis Ende Oktober wird vertretungsweiſe Regierungs- und Kulturrat 
Bueren aus Greifswald die Geſchäfte führen. Der bisherige Leiter 
des Kulturamtes Küſtrin, Regierungs- und Kulturrat Karſtens, 
der in den Nuheſtand tritt, hat Jich in einem Schreiben an Herrn Geh. 
Schmid von der Siedlungsgeſellſchaft Deutſcher Oſtbund verabſchiedet, 
u Sm er für das jederzeit entgegenkommende gute Zufammenarbeiten 

ankt. 

„ Dr. Kurt Maiwald, Privatdozent an der Breslauer Univerjität, 
ift zum Profeſſor für Pflanzenernährungslehre an der Landwirtſchaft⸗ 
lichen Hochſchule Hohenheim bei Stuttgart ernannt worden. 

Sum Oberwaltungsgerichtsrat wurde ernannt Oberlandesgerichtsrat 
Dr. Frege in Marienwerder. 

.. Geboren: Eine Tochter Profeſſor Dr. med. Kowitz und Frau 

Oſabella, geb. Rieck, Frankfurt a. O. x 

. Vermählt: Dr.-Ing. Oskar Göhrdel, früher in Wollſtein i. P., 

85 Berlin-Niederſchoͤnhaufen, Moltkeſtr. 30, mit Frl. Elſa Sch ü ck, 
erlin. 

Silberhochzeit: Schneidermeiſter Hermann Roſenthal und Frau 
Meta, geb. Rofenberg, früher Nogaſen (Pofen, jetzt Schwerin in 
Mecklenburg, Waiſenſtr. 13) am 20. 10.; Hausmeister Adolph 
Bittner nebſt Ehefrau, Kaſſel, Schützenplatz 3 (Früher Kaloſzkaw) 


am 3. 10.; Oberſteuerinſpektor Karl Janotte und Ehefrau 
Eliſabeth, geb. Cody, früher Neuſtadt b. Pinne und Liſſa i. Polen, 
jetzt in Hannober, Jatobiſtr. 12 (Mitbegründer und langjähriger 
Schatzmeister der Ortsgruppe Hannover); Pfarrer Wilhelm Willig ⸗ 
mann und feine Gattin Margarete, geb. Steffin, früher Liſſa, jetzt 
in Königsberg i. Pr., Boigtſtr.], am 15. 10. (Pfarrer Willigmann 
amtierte über 1% Jahrzehnt in Lila und war nach der Abtretung 
Poſens an Polen auch Geſchäftsführer des Deutſchtumsbundes, dabei 
den Polen ein Dorn im Auge, ſo daß er ſchließlich im Jahre 1924 die 
ihm liebgewordene Stadt Lilja fluchtartig verlaffen mußte. Er wurde 
als Pfarrer der Sackheimer Kirche in Königsberg gewählt. Als einer 
der tapferſten Vertreter und Kämpfer für das Deutſchtum üdernahm 
Pfarrer Willigmann den Vorſitz unjerer Ortsgruppe und wurde 
gleichzeitig Kulturpfleger des Landesverbandes Oftpreußen. Als ſolcher 
hat er wiederholt belebende, hinreißende Vorträge auch in den Orts- 
gruppen der Provinz gehalten. Frau Pfarrer Willigmann, die edle, 
echte deutſche Frau und Mutter, ift neben ihrer regen ehrenamtlichen 
Tätigkeit als Leiterin der kirchlichen Frauengruppe und des evange⸗ 
liſchen Arbeiterinnenvereins ihrer Gemeinde, ſowie geſchätzte und ge⸗ 
juchte Rednerin im Schulverein und anderen ſozialen Vereinen auch 
Vorſitzende unserer muſtergültigen Frauendienſtgruppe.) 

Bejahrte Oftmärker: Frau Auguſte Riedel in Schneidemühl am 
18. 9. 0 J.; Frau Alwine Heymanı, Berlin AW 40, Lehrter 
Straße 45, früher Bromberg, langjähriges Mitglied der Orts- und 
Frauengruppe Berlin-Nord, am 4.10. 74 J.; Stau Wwe. Noſina 
Stein, geb. Sroka, früher Pofen, in Grandorf, Krs. Adelnau, jetzt 
bei ihrem Schwiegerſohn, Poſtſchaffner Joh. Funda in Seidenberg, der 
Jeit Gründung der Ortsgruppe deren Kaſſenwart iſt, am 9. 10. 80 J.; 
Nichard Kuhlmann, Berlin - Mariendorf, Prinzenſtr. 13, früher 
ulm, am 5. 10. 60 J.; Oberlandmeſſer i. N. Friedrich Gaedke in 
Bunzlau, Pappelſtr. 13, früher Bromberg, am 6. 10. 75 J.; Häusler 
Martin Pohl in Mittlau 38, Krs. Bunzlau, früher Neugut bei 
Schmiegel, Prov. Poſen, am 4. 10. 65 J. 

Seftorben: Verw. Marie Spiekermann, Meiningen, Lands 
berger Str. 12, früher Poſen, Colombſtr. 21, am 11. 10., 82 C., Schuh- 
machermeiſter Hermann Sielaff in Groß-Holum/Oſtfriesland, früher 
Crone a. Br., Krs. Bromberg, am 5. 30.; Schulrat Altmann in 
Havelberg, früher Bromberg und Karthaus, am 3. 10., 84 J.; Paſtor 
i. N. Eduard Schanke in Lübeck am 21. 9. (Sch. war Schrift- und 
Kaſſenführer der Lübecker Ortsgruppe des D. O.); Sleiſchermelſter 
Otto Kaſel, früher Bromberg, in Kiel am 30. 8., 82 J. (K. war 
das älteſte Mitglied der Ortsgruppe); der Kirchenälteſte Otto Stein ke 


tnallndet 


find auch die neuen Uniformbilder, die jetzt 
den Packungen unſerer aus Sründen vor⸗ 
züglicher Beſchaffenheit ſtürmilch verlangten 
Tigaretten beiliegen. Sie ſind, gleich den 
früheren, von einem bekannten Militärmaler 
entworfen und bringen uns das ruhmreiche 


Teitalter der 
Deutſchen Freiheitskriege 


nahe. Sowohl damit, wie mit unſerem auf- 
richtigen Beſtreben, dem Tigarettenkenner nur 
das Edelſte zu bieten, verſtärkt ſich unſer 
Jzielbewußter Kampf zugunften der doutſchen 
Bolkswirtfhaft gegen Truſt und Konzern. 
Deutſcher Raucher, bleibe wach und wähle: 


Trommler 3; Maem! 
Stumm; Neusgtonts 


In allen Packungen liegen wertvolle Sutfcheine. 
Sturm-Tigaretten 6. m. b. 3. Dresden 


Unfere Bilder- Tauſch-Tentrate, 
Dresden - N., Schloffirake 9, tauſcht ab 
1. Okt. die Uniformbilder der erſten Reihe: 
Zeitalter Friedrichs des Sroſten 


FFF 


aus Budſin, infolge einer Operation im Krankenhauſe in Wongrowitz, 
om 8. 9. ler gehörte Jeit 30 Jahren den kirchlichen Körperſchaften der 
ev. Gemeinde Budſin, ſeit 24 Jahren dem Gemeindekirchenrat an und 
war ſeit langem Nendant der Kirchenkaſſe, hielt Leſegottesdienſte ab 
und diente auch ſonſt in jeder Hinſicht der Gemeinde vorbildlich, jo 
daß Superintendent Hemmerling ſeiner Anſprache am Grabe mit Recht 


das Bibelwort zugrunde legen konnte „Cin treuer Mann wird viel 


geſegnet“); Gutsbeſitzer Karl Vogt, Platſchkowo bei Mogilno, am 
8. 10., 61 F.; Frau Franziska Knothe, geb. Heider, in Poſen, am 
7. 10., 78 J.; Polizeiinſpektor i. R. Albert Nöhr in Stettin, früher 
Frankfurt a. O., am 4. 10., 78 J.; Lehrer i. R. Hermann Hoff 
mann, Frankfurt a. O., am 9. 10. Zum vierten Male binnen kurzer 
Seit hat der Cod die weit über die Grenzen von Polen bekannte 
Familie König heimgeſucht: Am 27. 9. farb in Woldenberg (Neumark) 
der Kaufmann Bernhard König im Alter von 63 Jahren; in Poſen 
diente er 18 Jahre beim Grenadierregiment Nr. 6 als Negiments- 
ſchneidermeiſter und betrieb nach ſeinem Abſchied Ecke Neue 
Garten- und Auguſta-Viktoria-Straße ein Herrenbekleidungs- und 
Militäreffektengeſchäft, nach feiner Verdrängung ließ er ſich in Wol- 
denberg nieder, wo er ein Manufakturgeſchäft betrieb; der Ver⸗ 
ſtorbene war ein Bruder unſeres Landesverbandsvorſitzenden von 
Schlesien, H. König in Breslau. 
* 


Aus der uns verbliebenen Oftmark, 
Aus der Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und der 
mittleren Oſtmark. 

Landsberg (Warthe). In dem Dorfe Dühringshof hat man 
lich ſeit Fahr und Tag vergeblich bemüht, Mittel für eine neue Orgel 
zu beſchaffen. Jetzt hat ſich Pfarrer Gericke bereit erklärt, die erfor- 
derliche Summe aus eigenen Mitteln bereitzuſtellen. Die Tilgung ſoll 
durch einen Verzicht auf das Wohnungsgeld ermöglicht werden. 

Neu- Bentſcheu. Mit dem Beginn des Oktober erſcheint hier eine 
Seitung mit dem Kopf „Grenzmark-Bote“. Das Blatt, das dreimal 
wöchentlich zur Ausgabe gelangt, wird von dem Buchdruckereibeſitzer 
Albrecht verlegt, der bis zum polniſchen Aufſtand 1998 in der Stadt 
Bentſchen das „Weſtpoſener Volksblatt“ herausgab. 


Aus der uns geraubten Oftmark, 


Aus Poſen. 

Bromberg. Das Gebäude der früheren Bank M. Stadthagen 
(Louis Aronfohn) in der Wilhelmſtraße iſt am 24. Auguſt von der 
Stadtſparkaſſe käuflich übernommen worden. g 

Suifenjelde (rs. Hohenſalza). Durch ein zehnjähriges geiſtes⸗ 
ſchwaches Kind, das in einer Scheune mit Streichhölzern ſpielte, ent⸗ 
ſtand am 24. Auguft ein Sroßfeuer, durch das neun mit Getreide 


Suche für mein 
Bäckerei 


älteren, kräftigen 


Lehrling 
an ſchon gelern 


Am 5. Oktober, abends 6%, Uhr, 
entſchlief nach einem arbeitsreichen 
Leben infolge Schlaganfalls mein lieber 
Mann, unſer guter Vater, Schwieger⸗ 
vater, Großvater, Bruder, Schwager 
und Onkel, der Schuhmachermeiſter 


Delbrückſtraße 61. 


Der „Oſtdentſch 
berädjichtig: 


und 
Konditorei einen 


Berlin-Neukölln 


gefüllte Scheunen und Wirtſchaftsgebäude verbrannten. Der Schaden 
wird auf Joo doo Zloty beziffert, während die Berſicherungsſfumme 
nur 35 odo Zloty beträgt. Die majfiven Wohngebäude und eine Mühle 
konnten erhalten werden. 

Strelno. Am 1. Oktober beging der Leiter der hieſigen Mittel- 
ſchule, Rektor Luf ka wa, fein 25 jähriges Amts jubiläum. 


Aus Weſtpreußen. 


Grandenz. Das hieſige Bezirksgericht verurteilte nach dreitägiger 
Verhandlung den 29jährigen verheirateten Nejerveoffizier der pol= 
niſchen Armee, Edwin Thomas Plitt, wegen Spionage zugunften eines 
weſtlichen (0 Nachbarſtaates zum Code durch Erhängen. Ferner 
wurden Plitt die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt. Nach Ver- 
kündung des Urteils wandte ſich der Verteidiger telegraphiſch an 
den Staatspräſidenten, der von ſeinem Begnadigungsrecht Gebrauch 
machte und die Strafe in zehn Jahre Zuchthaus umwandelte. 

— HH EEEEESSSSESEEESEESEEESEEEEEEEEEEEE 

Ein hervorragender Beweis dafür, daß auch in ſchwerſter Zeit 
lachmänniſche Cüchtigkeit ſich durchzusetzen vermag, iſt die Sturm⸗ 
Sigaretten⸗G. m. b. H., Dresden. Den beiſpiellofen Aufſchwung diefes 
rein deutſchen Unternehmens haben naturgemäß nur überlegene Leiſtung 
und Schaffensehrlichkeit möglich gemacht. Bekanntlich erzeugt das 
Unternehmen die führenden Zigarettenmarken: Trommler 3% Pf.), 
Alarm (4 Pf.), Sturm 5 Pf.), Neue Front (6 Pf.) und fügt den 
Packungen wertvolle Gutjcheine und prächtige Uniformbilder bei. Ab 
1. Oktober erſcheint eine neue Neihe von 240 Bildern, die dem ruhm⸗ 
reichen Jeitalter der deutſchen Freiheitsbriege ge⸗ 
widmet iſt. Auch dieſe meiſterhaften Darſtellungen ſtammen von dem 
bekannten Militärmaler Herbert Knötel d. J. und ſind in hohem Maße 
dazu geeignet, jung und alt für die hehren Taten unſerer Vorväter 
zu begeiſtern. Begrüßenswert ift, daß die Firma ebenfalls am J. Ok- 
tober eine Bildertauſchfentrale in Dresden-A. 1, Schloß⸗ 
Straße 9, eröffnet hat, die den Sammlern auch als Leſehalle zur Ver⸗ 
fügung ſteht. Alle Tauſchanliegen ſind nunmehr entweder brieflich 
oder persönlich dorthin zu richten. Junächſt wird getauſcht die bis⸗ 
herige Bilderreihe: Zeitalter Friedrichs des Großen. 


Überraſcht wird die Hausfrau, welche zum erſten Male Maggi’s 
Würze verwendet und findet, daß ſchon wenige Tropfen genügen, um 
ſchwache Suppen und Soßen augenblicklich tafelfertig zu machen und 
um Gemüjen ſowie Salaten feinen, kräftigen Wohlgeſchmack zu ver⸗ 
leihen. Es iſt deshalb auch nicht zu verwundern, daß allſeitig Maggi’s 
Würze als das unübertreffliche Küchenhilfsmittel geprieſen wird. 


Dieſe Nummer umfaßt 12 Seiten. 


Für die nicht von der Bundesleitung veranlofifen Au 


2 1 zeigen im 
Anzeigenteil kann eine Haftung nicht übernommen werden. 


1 . einige Tropfen 


MAGGI Würze 


verbessern 
das einfachste Essen. 


t 


e Heimatkalender“ klärt auf über Lage und Entwicklung des geſamten Oſtdeutſchtums, er 
t beſonders den am ſchärfſten umkämpften Teil der deutſchen Oſtfront, die uns von Polen geraubten 
Gebiete und die ſchwer notleidende uns verbliebene Oſtmark. 


Er enthält künſtleriſch hochwertige Abbildun⸗ 


gen. — In den Aufſätzen bewährter Kenner des Oſteus bietet er reiches Aufklärungsmaterial für jeden, der ſich 
mit Oſtfragen befaßt. In den Beiträgen bekannter Schriflſteller gibt er einen Ausſchnitt aus dem literariſchen 
Schaffen der Oſtmark. Als wertvolle Waffe im Kampfe um die Heimat iſt er nicht zu entbehren. 


Deutscher Ostbund, Kulturabteilung, Berlin W 30, Motzstraße 22, 
Ausſchneiden! — Als Druckſache ſenden! ———.— 


Beſtellkarte. 


Hiermit beſtelle ich Stück 
„Oftdenticher Heimatkalender 1933“ 


zum Preiſe von 1,50 Mark, als Gſtbundmitglied 1,20 Mark je Stück. 
Zuzüglich 0,15 Mark Porto. 


Bezahlung erfolgt: 1. durch Nachnahme, 2. durch Poſtanweiſung, 3. durch Poft- 
ſcheckkonto: Berlin 104 726 (Nichtzutreffendes bitte durchſtreichen.) 


Name: 
Wohnort : 


Hermann Zielaff 
im Alter von 64 Jahren. 
Im Namen der Hinterbliebenen 


Frau Berta Zielaff, 


geb. Loerke. 
Groß-Holum, den 6. Oktober 1932. 
bei Eſens (Oſtfriesland), früher 
Crone a. Br., Kr. Bromberg. 
Die Beerdigung hat am Montag, den 
10. Oktober, nachmittags 3 Uhr vom 
Krankenhaus Eſens aus ſtattgefunden. 


Tretet unſerer Oſt⸗ 


© ft m a r k er ! bundſterbekaſſe bei. 


Auskunft erteilt die Bundesleitung in 
Berlin W. 30, Motzſtraße 22, 


Poſtſtation: 
enau ausfüllen.) 


(Rome und Peſttatlen 9 


TON 


Oſtmärker! 


Proviſionsfreil 


Glänzende Existenzen! 


Anzahl. Al 


Billig verkäuflicher Juduſtrie⸗ 
od. Geſchäftshäuſer-Komplex 
mit eigener Waſſerkraft im 
Vorort von Ulm, bef. für 
Reſtaurations- und fremden 
induſtrielle Swecke geeignet 


23 O00 


bei Verpachtung: Rl. 250-300 


Sabrikgrundjtück, dank feiner 
zweckmäßigen Naumeinleilung 
jür jede Art Sabrikation, 
insbe). Sleilchkonſerven-, Kar- 
tonnagen-, Aluminium-, Sel⸗ 
Iuloje-Sndujitie uſw. geeignet, 
in Merſeburg a. d. Saale .. 

Dampjlägewerk mit Holzbear⸗ 
britungsfabrik, Holzhandlung, 
Baumaterialien, Slmühle in 
lebhafter Stadt in der Nie- 
derlaufitz Bor 

vandycus einſchl. parkähulichen 
Sarten mit altem Baum- 
beſtand, 3790 qm, im vor- 
nehmſten Teil des Ortes, voll— 
kommen lärm- und ſtaubfrei, 
für Arzt mit Klnik oder dergl. 
geeignet, in Traunſtein (Ober- 


bayern) UU e.. Preis: 
Anz.: 

Sofort verkäufliches, als Serien- 
heim oder dergl. geeignetes 


Hausgrundjtück in der deut- 
chen Schweiz, Kanton Appen= 
Tell ser, 
Sraupappenfabrik in der Nähe 
des Hauptbahnhofes und un— 
mittelbar an der Oder in 
Stettin uu — Preis: 


Einſamilien-Villa einſchl. Gar— 
1enland, ca. 8590 qm in lärm-⸗ 
und ſtaubfreier Lage, äußert 
verkehrsgünstig in Düſſeldor] 

Verkäufliches od. zu verpachten- 
des Hotelgrundſtück, mitten im 
Sentrum der Stadt im 
Brenupunkt des Verkehrs — 
mit gr. Neſtaurationsgarten 
und anderen unbebauten Ge— 
lände im Nheinland. Preis u. 
Anzahlung nach Vereinba- 
rung. 

Herrſchaftliches Bauerngut in 
Tirol, wunderbare Gebirgs- 
lage, Jos Morgen, ſehr ren 
tabel, mit Vieh, Inventar und 


i komplett eingerichteten 
Simmern... Preis: 
Sur übernahme 

erforderlich. 

Villa (Eckgrundſtück) inmitten 


eines parkähnlichen Gartens, 
vollkommen ſtaub- und lärm⸗ 
ſrei, für Arzt mit Klinik, Sa- 
natorium oder dergl. geeignet, 
in bekanntem Luftkurort bei 
Dresden 
Verkäufliches evtl. zu verpach— 
tendes Hotelgrundſtück in 
ſchönſter Lage Piibbenaus im 
rum der Stadt, etwa 8 
on der Bahnſtatſon 
. mit Kolo= 
i= und Oelikateſſen- 
n beiter Lage Nord- 


Bild-Proſpekte koſtenlos durch: 


el.: 


. 


10.009 


20—25 00 


45 000 
22000 


25 O 


20 O00 
120% 


60 000 


45 009 
26 009 


12 500 


508 


Herrenzimmer 


mod., Eiche mit kaukaſ. 
Nußbaum, neu beſteh. 
aus: Bibliothekſchrank, 
230 em breit, Dipl.⸗ 
Schreibtiſch, rund. Tiſch, 
2 Stühle, Schreibſeſſel, 
275 RM. ri 


Ziehung 1. 


Einrichtungs GmbH 
Berlin-Halensee, 
Kurfürſtendamm 138. 
Brabant 4077. 


Achtellose 


Viertellose 


Ein ſchönes 


Geſchäftsgrundſtick 


geeignet f. jede Branche, 
mit großem Hof und 
Fagerräume u. ſchöner 
Wohnung in Kleinſtadt 
N.⸗Schleſ., an der Haupt⸗ 
ſtraße gelegen, ſteht unt. 
günſtigen Bedingungen 
zu verkaufen oder zu 
verpachten. 


Land wirlſchaft 


20 Morg., in ſehr gutem 
Zuſtande, m. lebendem 
u. totem Inventar für 
9000 M. zu verkaufen. 


Auskunft erteilt Alois 
Karich, Lübenwalde, 
Kreis Lüben. 


Pr. Klass.-Lollerie 


Lose J. Nl. 
Lüllich warum 


Einnahme 
Stettin, Augustastr. 8 
(früher Hohensalza.) 


Staatliche L 


rr 


Preuß. 


Halbe Lose à 20 RM.: 
Ganze Lose à 40 RM.: 


Bitte bestellen Sie sofort! 
am 20. Oktober erforderlich. 


Dr. Düischke 


27% 


Staatsletterie 


Klaſſe am 21/22. Oktober. 


Folgende Glücksnummern halte ich für 
meine Landsleute reserviert: 


129997, 130043, 14 
343596, 363060. 
31312, 31338, 92333, 
214418. 

40701, 350999, 376659. 
100026, 221 189, 247 666, 
249441. 


4 5 RM.: 4136, 


a10 RM.: 


Zahlung erst 


otterie⸗ Einnahme 


Berlin W 30, Geisbergstr. 8-9 
Poſtſcheckkonto: 


Berlin 35222 


Aufbaukredit 


für Grenz- u. Auslands deutsche G. m. h. N. 
(Geschädigtenhitfe des Deutschen Ostbundes) 
Berlin W. 30, Motzſtraße 22. 


Tel. B 5 Barbaroſſa 9061. 


Verwertung von 


6% Reichsschuidbuchiorderungen 


durch Verkauf und Beleihung (m Rahmen 
der uns zur Verfügung stehenden Mittel) 


Beratung in Vermögensanlagen 
und allen Kreditangelegenheiten 


Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 


Villengrundstück 
in Eberswalde, 2 Zimmer, beſte Lage. 
Erforderlich 1000012000 M. 
Landgasthof : 
Saal, zwei Gaſtzimmer, zwei Privat⸗ 
zimmer, zwei Fremdenzimmer, Garten, 
4 Morgen Acker, Stallung, Hauptdurch⸗ 
gangsſtraße. Erforderlich 4000-5000 M. 
Kuhstall! N . 
15 Kühe, 20 Jahre in einer Hand. Preis⸗ 
forderung 6000 M. Auch Hypothekenbrief 
kann in Zahlung gegeben werden.! 
Pachtlandgasthof _ j 
Saal, zwei Gaſtzimmer, zwei Privat⸗ 
zimmer. Erforderlich für In vent. 1500 M. 
Pachtlandgasthof 
45000 M. verſteuerter Umſatz mit Kino, 
Saal für 700 Perſonen. Erforderl. 4500 M. 
Pachtbäckerei j 
Lebhafte Stadt, Doppel-Unterzug- Ofen, 
ſämtliche Maſchinen. Beſchäftigt ſind 
4 Geſellen. Zur Übernahme erforderlich 
1600 M. für Kaution. Wohnung vorhand. 
Landwirtſchaften, Geſchäfte aller Art. 


Märkische Güter - Agentur 
Heringshausen & Mutschler, 
Eberswalde, 


——.. — —.. — —. —. — r. — — nn 


Dame 


Oſtmärkerin, Mitte 60 


| alleinſtehend, ſtattlich, 
elle une 10 000 M. Vermögen. 
© wünſcht wieder Heirat 


Die Anzeigenge- m. gut ſituierfem Herrn. 


bühren sind je- Gef. Offerten unt. 2716 
weils innerh. 10 an das Oſtland erbeten. 


8 T. h Er- — 
veinen zu be. Wer kennt 


scheinen zu be- 
gleichen. Nach pie Adreſſe des Herrn 
Friedrich Meck u. ſeiner 


Ablauf dieser 
Frist erfolgt die Ehefrau Emilie Meck, 
zuletzt wohnhaft in! 


Einziehung des | ill. N 

er Biſchofsthal, Kreis 
Betrages zuzügl. Wirſiz. Ang. an Land: 
derSpesendurch | wirt Aug. Steinhage, 
Nachnahme. Eixen, Poſt Bad Sülze. 


Prenß.Staats-Lofterie Ä 


Lose 1. Kl. am 2 = 1 22. Oktober 4 


Zu haben bei Staatl. Lotterie-Einnehmer ' 


Sioinn, Beriin W 35, 


Potsdamer Str. 116 a. 
Ecke Lützowstraße. 


